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politischer Gefangener 
in der BR 


Interview von Christa Eckes mit Gabi Hanka 


Internationale Arbeitskonferenz 1.-5. April 
zur Freiheit der politischen Gefangenen 


Das Interview wurde in einer Sendung der Ro- 
ten Hilfe in Radio Querfunk, Karlsruhe, aus- 
gestrahlt. 


Erzähle doch einmal etwas über die Konferenz 
und wie sie zustande kam. 

Die Konferenz hat eine längere Vorgeschich- 
te und ist weder der Anfang noch das Ende 
der ganzen Initiative. 1992 trafen sich in der 
Mobilisierung gegen den Weltwirtschafts- 
gipfel mehrere Vertreterinnen und Vertreter 
aus verschiedenen Ländern, die gemeinsam 
feststellten, daß es in der Frage der Freiheit 
der politischen Gefangenen notwendig ist, 
international zusammenzuarbeiten. Fine 


Die Zerstörung der 
Militanten von 
Action Directe 

dürfen wir nicht 
hinnehmen | 


Angehörige, Freundinnen, BesucherInnen 
der Gefangenen aus Action Directe in Frank- 
reich haben mit folgendem Text zu einer Pres- 
sekonferenz am 16. Dezember 1998 in Paris 
eingeladen. (Mit diesem Text werden auch 
Unterschriften gesammelt.) 


Die Zerstörung der Militanten von Action 
Directe dürfen wir nicht hinnehmen 

Im Februar 1987 wurden Joëlle Aubron, 
Georges Cipriani, Nathalie Menigon und Je- 
an-Marc Rouillan verhaftet. 

In Kolloquien über das Gefängnis und 
sonstigen Vorträgen über die Menschen- 
rechte gehört es zum guten Ton, wenn ver- 
kündet wird, daß das Gefängnis nur der Ent- 
zug der Freiheit sein darf und mehr nicht. 
Nach elf Jahren „demokratischer“ Haft 


konkrete Idee war damals schon die Ausrich- 
tung eines internationalen Kampftages. Das 
war der Beginn, und danach konzentrierte 
sich aber die Arbeit mehr oder weniger auf 
die BRD, und die Kontakte, die es damals ge- 
geben hatte, konnten aus unterschiedlichen 
Gründen nicht fortgesetzt werden. Wir ha- 
ben dann in der BRD den Initiativkreis Li- 
bertad gegründet als eine Struktur, die dafür 
arbeitet. Wir sind dann 1996 nach Chiapas 


gefahren, um Kontakte zu knüpfen und Leu- 
te zu finden, die mit uns zusammen diesen 
Kampftag gestalten, weil das nie etwas sein 
sollte, was nur von der BRD ausgeht, sondern 
von Anfang an international zusammen erar- 
beitet wird. Dort wurde dann der 10. De- 
zember als internationaler Kampftag festge- 
legt, auch als Protest gegen die Situation der 
Menschenrechte, denn der 10. Dezember ist 


ja auch der lag der Menschenrechte, ausge- *** 


drängt sich eine Bilanz auf. 

e Georges Cipriani, krank aufgrund von 
Isolation und Sonderbedingungen, hat 
schwere geistige und seelische Störungen; 

e Nathalie Menigon, die am 21. Dezem- 
ber 1996 einen schweren zerebrual-vas- 
kulären Vorfall erlitt, wird seitdem eine De- 
pression nicht los, die in der gegenwärtigen 
Haft nicht überwunden werden kann. Wir 
können angesichts der Situation nicht mehr 
schweigen. 

Seit ihrer Verhaftung waren die vier Mili- 
tanten von Action Directe Sonderbedin- 
gungen unterworfen. Nicht nur, daß sie so- 
fort und jahrelang in Isolation kamen, son- 
dern ihre Verfahren wurden außerdem einer 
Sondergerichtsbarkeit unterstellt. 

Im September 1956 wurden, nachdem die 


Massaker Attentate in diesem Jahr einen 
Konsens für Sicherheitsmaßnahmen ge- 
schaffen hatten, Sondergesetze erlassen. Sie 
setzten eine Rechtsprechung außerhalb des 
gemeinen Rechts fest für Vergehen und Ver- 
brechen im Rahmen politische Konfronta- 
tionen. Sie entfernten sorgfältig jede politi- 
sche Begrifflichkeit und definierten das Be- 
sondere, was diese Taten an sich haben 
konnten, unter der Rubrik individuelle oder 
kollektive lerrorunternehmungen. Sie be- 
inhalteten u.a. die Zentralisierung der „ler- 
roristen“verfahren bei der XIV. Abteilung 
der Pariser Staatsanwaltschaft und die Ein- 
richtung eines Sonderschwurgerichts, das 
ausschließlich aus Berufsrichtern zusam- 
mengesetzt war. Am 30. Dezember 1986 er- 
hielten diese Sondergesetze vom 9. Sep- 
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tember entgegen allen einschlägigen Prin- 
zipien rückwirkende Geltung. 

Seitdem wurden zig politische Militante 
rückwirkend in Verfahren der XIV. Abteilung 
verwickelt und von Sonderschwurgerichten 
verurteilt. Nur wenige haben diese rückwir- 
kende Anwendung der Gesetze angepran- 
gert. Der einzige Präzedenzfall im französi- 
schen Recht waren die Sonderabteilungen 
unter Pétain. Unter diesen Verfahren waren 
auch die gegen Action Directe. Von den 
Straftaten, die ihnen vorgeworfen wurden, 
hätte rechtmäßig nur die Aktion des Kom- 
mandos Pierre Overney gegen Besse von dic- 
ser neuen Sonder abteilung abgeurteilt wer- 
den dürfen. 

Erinnern wir uns, wie wenig Gelassenheit 

die Justiz in den Prozessen gegen sie zeigte. 

Als sie im Winter 1988 schon seit mehreren 
Monaten im Flungerstreik waren, wurden 
sie trotzdem für verhandlungsfähig erklärt. 
Sie wurden in den Gefangenentransportern 
und in den Fluren des Gerichtsgebäudes ge- 
schlagen, weil sie ihre Ve erteidigungsunter- 
lagen nicht herausgeben wollten. Erinnern 
wir uns auch an die ständigen Angriffe auf 
die Öffentlichkeit der Verhandlung, auf die 
Rechte der Verteidigung und das Rederecht 
der Angeklagten. i 

Wohingegen es keine Ubertreibung ist, 

von einer Lynchjustiz im Strafvollzug zu re- 
den, wenn man ein wenig bei den Haftbe- 
dingungen der vier Militanten aus Action 
Directe seit ihrer Verhaftung s im März 1987 
bleibt. Für die vier hieß das monatelange 
Totalisolation, dann teilweise und selektive 
Isolation, mit leeren Fluren, Verbot von Ge- 
meinschaftsaktivitäten etc. 

Heute sind die beiden Militanten Joëlle 
Aubron und Nathalie M&nigon, obwohl sie 
seit Mai 1994 rechtskräftig verurteilt sind, 
immer noch im Untersuc hungsgefängnis 
von Fleury, entgegen der gängigen Praxis ge- 
genüber Gefangenen, die zu langen Ge- 
fängnisstrafen verurteilt sind. Schließlich 
sollten wir zur Erinnerung noch die klägli- 
che Episode mit der Heirat von Jean-Marc 
und Nathalie erwähnen, die mit großem 
Medienrummel angekündigt wurde und die 
immer noch nicht stattgefunden hat, weil 
sie absichtlich durch die erbärmlichen 
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Manöver des Ministeriums unmöglich ge- 
macht wurde. 

Nichts tun heißt gewähren lassen. Wir ha- 
ben wiederholt die zuständigen Behörden 
alarmiert. Zwei Schreiben an das Justizmi- 
nisterium, die im Abstand von einigen Mo- 
naten geschrieben wurden, blieben ohne 
Antwort. Besuchsanträge für Nathalie Mé- 
nigon und Georges Cipriani, die allen For- 
malitäten genügten und denen die not- 
wendigen Papiere beigelegt waren, wurden 
systematisch abgelehnt oder blieben ohne 
Reaktion. 

Wie sollten wir unter diesen Bedingungen 
nicht an ein absichtliches Werk der Zer- 
störung glauben? Wenn dem nicht so ist, 
kann die Gefängnisverwaltung ohne jedes 
Sicherheitsproblem angesichts des Ge- 
sundheitszustands von Nathalie unverzüg- 
lich eine erste dringende Maßnahme er- 
greifen: 

e Zusammenlegung der beiden Militanten 
in einer Doppelzelle: Solche Zellen gibt es 
im Untersuchungsgefängnis, und sie wur- 
den schon für baskische Gefangene be- 
nutzt. 

Und danach kann die Gefängnisverwaltung 
zur Erfüllung der folgenden Forderung 
übergehen: 

° Verlegung (von Jean-Marc, Joëlle und Nat- 
halie) in ein Gefängnis für Gefangene, die 
zu langen Strafen verurteilt wurden. Dies 
würde die Finlösung der Zusage des dama- 
ligen Justizministers Arpaillange vom Juli 
1989 möglich machen. Er hatte diesen Ge- 
fangenen Besuche untereinander zugesagt. 
Daraufhin wurden 1989 von den Richtern 
Bruguière und Vuillemin entsprechende Be- 
suchsgenchmigungen erteilt. 

° Freilassung der Gefangenen, deren Zu- 
stand unvereinbar mit ihrer Inhaftierung ist, 
was in zahlreichen Ländern Praxis ist. Es 
geht dabei nicht nur um Nathalie Menigon 
und Georges Cipriani, sondern allgemeiner 
um alle Gefangenen, die schwere Krankhei- 
ten haben und im Gefängnis verrecken. 

Und vergessen wir nicht die Forderungen, 
die den Alltag i im Gefängnis betreffen: 

— Erteilung neuer Besuchserlaubnisse, be- 
sonders für Personen, die in der Pariser Re- 
gion leben, was kontinuierliche Besuche 
möglich macht; 

- Aufhebung der Postzensur. 


Wir unterstützen diese en und ie dab s sie schn elitens z tät vr S5 
ae nn | 


Unterschriften bitte an folgende Adresse schicken: Librairie Le point du jour, 58, rue Gay-Lussac, F-75005 
Paris, France 


2 


Fortsetzung Interview ... 


rufen von der UNO, und um dem etwas ent- 
gegenzusetzen, haben wir gesagt, wir gestal- 
ten diesen lag selbst und machen da auch 
klar, daß sich die UNO überhaupt nicht für 
die Menschenrechte einsetzt, sondern daß 
wir sie selbst erkämpfen müssen. 

Die weitere Entwicklung war dann aber 
wieder, daß sich aus den Kontakten in Chia- 
pas auch keine kontinuierliche Arbeit ent- 
wickelt hatte; so haben wir für uns gesagt, dab 
wir einmal selbst hier in der BRD einen Tag 
festlegen, den 18. März, als Aktionstag gegen 
Repression und Unterdrückung, um hier 
auch praktisch zu werden und nicht immer 
nur zu diskutieren, und das andere ist, daß 
wir uns eine Zeit gesetzt und gesagt haben, 
entweder bildet sich dann ein internationa- 
ler Rahmen, von dem aus das vorbereitet 
wird, oder nicht. Im Z usammenhang mit 
dem 10. Dezember haben wir eine Veran- 
staltung gemacht und Vertreter aus verschie- 
denen Ländern eingeladen, z. B. vom IHD 
aus lürkei/Kurdistan, die Gefangenenhilts- 
organisation Adamir aus Syrien, die Gestoras 
pro Amnistia aus dem Baskenl: and, Leute aus 
Italien, und auch die Mutter von Nestor Cer- 
pa, der an der Besetzung der japanischen Bot- 
schaft in Peru beteiligt gewesen war, war an- 
wesend. Auf dieser internationalen Veran- 
staltung hat sich das internationale Vorberei- 
tungskomitee für die Konferenz gebildet, da 
alle, die dort anwesend waren, die Idee sehr 
wichtig fanden und auch bereit waren, das zu- 
sammen zu erarbeiten, so daß es von Anfang 
gemeinsam geplant wird und über eine bloße 
Beteiligung hinausgeht. Auf diesem interna- 
tionalen Vorbereitungstreffen wurde als Da- 
tum der 1. bis 5. April in Berlin festgelegt. 


Das Motto ist ja auch die Perspektive interna- 
tionaler Solidarität. Das ist jetzt keine Frage, 
sondern mehr eine Feststellung: Its ist ja qua- 
si ein Kontrapunkt gegenüber der Tendenz der 
Vereinzelung, die es auch in der Linken, den 
linken Initiativen gibt. Ich denke, Ihr habt es 
auch bewußt darauf angelegt, einen interna- 
tionalen Raum zu entwickeln für die Frage der 
Freiheit der Gefangenen, aber überhaupt auch 
so eine politische Initiative, die so einen engen 
Rahmen sprengt. 

Der Ausgangspunkt war 1992, in der Zeit war 
die Frage der politischen Gefangenen hier 
viel öffentlicher, als es zur Zeit ist. Da gab es 
die Diskussion um Freilassung, Zwei-Drittel- 
Entlassung usw., auch auf dem Gegengipfel 
zum Weltwirtschaftsgipfel. Es gab also ein 
großes Interesse daran. Das hat sich inzwi- 
schen verändert. Für uns war es wichtig fest- 
zustellen, daß es ganz unabhängig davon, ob 
eine politische Bewegung gerade stark oder 
schwach ist, zu den politischen Gefangenen 
immer eine Solidaritätsarbeit geben muß. 
Von daher kam die Idee, das als etwas ganz 
Kigenständiges aufzubauen. Der andere Aus- 
gangspunkt war, daß es an der Frage politi- 
sche Gefangene und weitergehend auch 
Menschenrechte eine internationale Zusam- 
menarbeit braucht, ganz unabhängig davon, 


ob internationale Organisationen unter- 
schiedliche Strategien verfolgen. Nur so kann 
etwas erreicht werden, was beispielsweise an 
der Kampagne gegen die Hinrichtung von 
Mumia Abu-Jamal deutlich wurde. 


Ja, daran ist das sehr deutlich, und darauf müs- 
sen wir jetzt auch wieder zurückgreifen, denn 
das ist ja jetzt ganz aktuell. Zunächst wollte 
ich Dich aber noch einmal fragen: Ihr habt den 
Titel „Befriedung oder Befreiung“ für diese 
Konferenz gewählt. Warum habt Ihr ausge- 
rechnet das ausgewählt? 


Der Titel hat sich aus unseren Diskussion 
entwickelt, die wir in den Jahren führten, wie 
wir die politische Situation sowohl hier als 
auch in den anderen Ländern eingeschätzt 
haben. Gerade in den letzten 10 Jahren gab 
es überall Friedensprozesse, Friedensver- 
handlungen, und immer tauchte dabei die 
Frage auf, was ist mit den politischen Gefan- 
genen. Oft wurden sie als Verhandlungsmas- 
se ausgespielt gegen die Kämpfer oder die Be- 


wegungen. In Irland und zum Beispiel in Palä- 
stina ist zu schen, daß sie immer noch als Gei- 
seln gehalten werden und daß es ganz schwie- 
rig ist, ihre Freiheit durchzusetzen. Für uns 
hier ist es natürlich auch eine Frage in einer 
eigenen Diskussion darüber, wie wir die Ent- 
wicklung des Kampfprozesses und darin die 
Bedeutung der politischen Gefangenen ein- 
schätzen. Der Titel für die Konferenz ist von 
daher zentral und länderübergreifend und 
Ausdruck der politischen Situation der letz- 
ten Jahre. 


Wer wird im April zu der Konferenz erwartet, 
und wie soll die Beteiligung aussehen? 

Da sind zum Beispiel zu nennen die Gesto- 
ras pro Amnistia, aus Italien das Mumia Co- 
ordinamente, ein Zusammenschluß von 
Gruppen aus dem ganzen Land, aus Palästi- 
na die Gruppe Adamir, die sich speziell für 
die Gefangenen einsetzt, die während der ak- 
tuellen Verhandlungen nicht rauskommen. 
Wir haben bisher noch keine Einladungen 
verschickt, jedoch scheint allerdings klar zu 
sein, daß es aus einigen Ländern Beteiligun- 
gen gibt, etwa aus Guatemala und Peru, aus 
Argentinien die „Madres de Plaza de Mayo“ 
In der nächsten Zeit werden wir die Einla- 
dungen verschicken und wollen erreichen, 
daß aus allen Kontinenten Vertreter von Be- 


freiungsbewegungen und Menschenrechts- 
gruppen teilnehmen werden, so auch z. B. aus 
Afrıka oder Indonesien. 


Wie hat man sich das vorzustellen: Wird es auf 
der Konferenz Beiträge aus den einzelnen Län- 
dern geben, wird etwa die Situation in den je- 
weiligen Ländern dargestellt werden? Kannst 
Du kurz schildern, wie da ganze ablaufen soll? 
Fs wird, wie der Name schon sagt, eine Ar- 
beitskonferenz sein und nicht eine öffentli- 
che Konferenz in dem Sinne, daß an jedem 
lag kommen kann, wer gerade Lust hat, son- 
dern daß sich die Leute anmelden müssen. 
Es wird vorher bekanntgegeben, welche Ar- 
beitsgruppen gebildet werden, damit sich die 
Interessierten vorbereiten können. Es wird 
zwei öffentliche Veranstaltungen geben, eine 
am Anfang zum Thema „Befriedung oder Be- 
freiung“ und dann eine Abschlußveranstal- 
tung. Die eigentliche Arbeit während der 
Konferenz wird in Arbeitsgruppen und Ple- 
nen erfolgen. Schwerpunkt ist die Diskussi- 
on, nicht die Information. Aus diesem Grund 


haben wir begonnen, eine Zeitung zu erstel- 
len, von der die erste Ausgabe bereits er- 
schienen ist, und diese heißt „So oder so“. Die 
zweite Ausgabe ist gerade in der Vorberei- 
tung. In dieser Zeitung wollen wir Informa- 
tionen und Material aus den sich an der Kon- 
terenz beteiligenden Ländern bereits vorab 
zur Verfügung stellen. Darüber hinaus wird 
es auch einen Reader geben, den alle, die sich 
anmelden, erhalten können. Dieser Reader 
hat vor allem den Sinn, so viele Informatio- 
nen wie möglich bereits vorab zu vermitteln, 
damit auf der Konferenz dann auch wirklich 
die Diskussion im Mittelpunkt stehen wird. 


Is kann also jeder hinko2mmen, nicht nur die, 
die eingeladen werden, aber man muß sich vor- 
her anmelden? 

In der Zeitung gibt es einen Anmeldecoupon. 
Für die Aufteilung der Räumlichkeiten wäre 
es auch gut, wenn sich die Leute bereits vor- 
her überlegen, an welcher Arbeitsgruppe sie 
teilnehmen möchten. 


Welche Arbeitsgruppen sind denn geplant? 

Das ist noch nicht endgültig festgelegt, denn 
das wird im internationalen Vorbereitungs- 
komitee ausdiskutiert, von da aus in dem 
bundesweiten Zusammenschluß, dem Orga- 
nisationskomitee. Der Stand bis jetzt ist, daß 


es verschiedene Foren geben wird, die in Ar- 
beitsgruppen unterteilt sein werden, ein Fo- 
rum ist zur Freiheit der politischen Gefange- 
nen, eines zu „Befriedung oder Befreiung“, 
internationale Solidarität und Perspektiven. 
Es soll z. B. eine Arbeitsgruppe nur für Frau- 
en geben, die auch von Frauen vorbereitet 
wird, Frauen, die aus dem Knast kommen 
und die Erfahrung Knast und die Zeit nach 
dem Knast vermitteln können. Die gesell- 
schaftliche Bedeutung politischer Gefange- 
ner ist eine Frage, im Komplex „Befriedung 
oder Befreiung“ das Thema politische Ge- 
fangene als Verhandlungsmasse in Friedens- 
verhandlungen, oder keine Straffreiheit für 
lolterer. Letzteres wird durch den aktuellen 
Fall Pinochet einen ganz großen Raum ein- 
nehmen, weil aus Süd. und Zentralamerika 
ganz viele Leute kommen werden und das et- 
wasıst, woran die „Madres“ und andere Grup- 
pen seit vielen Jahren arbeiten. Für hier, die 
USA und die anderen europäischen Länder 
ist es dagegen mehr eine Frage, daß zwar die 
Kämpfe nicht mehr existieren, aber die Ge- 
fangenen aus den Kämpfen 
| sind immer noch im Knast. 
| Das sind verschiedene 
ı Schwerpunkte, und wir 
möchten, dab möglichst die- 
jenigen, die daran zusam- 
| men Ideen entwickeln oder 
| Vorschläge machen, dort 
auch zusammentreffen. 


| An diesem Punkt wird es dann 
| jaauch umdie politischen Ge- 
: fangenen, die Gefangenen 
aus der RAF hier gehen. 
: Natürlich wird auf der Konfe- 
renz vieles erst erarheitet wer- 
den, aber giht oder gab es schon praktische Vor- 
stellungen oder Initiativen, die in diese Rich- 
tung arbeiten: nicht nur auf die BRD bez gen 
sondern überhaupt? 
Der eine konkrete Vorschlag, der ja auch 
schon umgesetzt wurde, ist der internationa- 
le Kampftag am 10. Dezember; eine andere 
Idee, die aus der Konferenz in Argentinien 
kommt, ist, daß internationale Delegationen 
gebildet werden, die in die Länder fahren und 
versuchen, dort Druck zu machen. 

Also international zusammengesetzte De- 
legationen, die in die jew eiligen Länder wie 
z. B. Peru fahren und dort deutlich machen, 
dab das, was dort läuft, nicht unbeobachtet 
bleibt. 

Das Wichtigste an der Konferenz ist, dab 
man sich nicht trifft und danach wieder aus- 
einandergeht, sondern daß sich daraus eine 
Struktur entwickelt, die auch weiterhin zu- 
sammenarbeiten kann. Daß du nicht von 
Konferenz zu Konferenz gehen mußt, son- 
dern daß es Kommunikation gibt, wie du Vor- 
schläge gemeinsam umsetzen kannst. Das ist 
uns ein sehr wichtiges Anliegen, daß die 
Grundlagen dafür geschaffen werden, die in- 
ternationale Zusammenarbeit zu konkreti- 
sieren. 


Daf sich darin auch reale Beziehungen ent- 
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wickeln, nicht wahr? 

Ja, aber du brauchst eine Struktur für die 
Kommunikation und um Sachen gemeinsam 
entscheiden zu können ... 


... worauf du zurückgreifen kannst auch in ak- 
tuellen Situationen. 

Insofern ist die Konferenz ein Anfang für et- 
was; so ist sie in der Vorbereitung schon an- 
gelegt, und auch die Arbeitsweise weist dar- 
auf hin, daß es etwas Längerfristiges und Ver- 
bindliches sein soll. 


Ich denke, es ist auch wichtig, wie Du schon 
am Anfang gesagt hast, daß die Frage der Men- 
schenrechte politisch gestellt wird, auch in der 
Situation, wo es immer noch sehr viele Gefan- 
gene gibt wie zum Beispiel in Europa, die aus 
Kämpfen kommen, die so nicht mehr stattfin- 
den, aber daß trotzdem eine politische Bezie- 
hung zu diesen Kämpfen da ist und dafür 
gekämpft wird, daß diese Gefangenen raus- 
kommen. 

Eben, und das schaffst du nicht in einem 
Land; das ist eine Erfahrung, daß es den in- 
ternationalen Druck braucht, aber eben auch 
die Beziehung, also internationale Solida- 
rität. 


Das ist eigentlich früher eine sehr starke Er- 
fahrung gewesen, in den 70er und 80er Jahren, 
wieviel erreicht worden ist durch eine interna- 
tionale Zusammenarbeit und internationale 
Beziehungen, und das ist jetzt auch ein Stück 
weit verschütt gegangen. 

Das Wichtige ist uns eben, daß es unabhän- 
gig davon ist, wie die politische Entwicklung 
in anderen Bereichen gerade ist. Diese Arbeit 
ist immer notwendig, und da mußt du die 
Form finden, das organisieren zu können. 


Eure Zeitung ist übrigens wirklich interessant, 
weil viel aus der Diskussion aus verschiedenen 
Ländern, z. B. im Baskenland, in Argentinien 
usw., was hier wirklich ganz unbekannt ist, ge- 
bracht wird. Da sind Interviews, aufgrund de- 
rer man sich ein Bild von der Situation machen 
kann. In der Zeitung stand auch ein Bericht 
von der Konferenz in Argentinien im Septem- 
ber, an der auch Libertad beteiligt war - kannst 
Du darüber noch etwas erzählen? 

Wir haben die Einladung von dort sehr kurz- 
fristig bekommen und sind mehr oder weni- 
ger spontan hingefahren. Kingeladen hat da- 
zu die Kommission für politische Gefangene, 
die es schon seit mehreren Jahren gibt und 
sich aus Menschen zusammensetzt, die 
selbst aus Guerillagruppen der 70er Jahre 
stammen, oder aus Anwälten, also ganz un- 
terschiedlich. Sie arbeitete hauptsächlich zu 
den Tablada-Gefangenen. Die Tablada-Ge- 
fangenen sind 1989 bei der Besetzung der 
Tablada-Kaserne festgenommen worden; bei 
der gewaltsamen Beendigung der Besetzung 
wurden 20-30 Menschen getötet und etwa 20 
verhaftet, die bis heute im Knast sind. Mit 
der Besetzung sollte ein drohender Putsch 
verhindert werden; das war kurze Zeit nach 
dem Übergang von der Diktatur zur schein- 
baren oder tatsächlichen Demokratie. Die 
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Militärs versuchten damals häufiger Putschs 
oder drohten damit; es gab einen starken 
Druck von rechts. Daraufhin sind die Dikta- 
toren und rechten Generäle amnestiert wor- 
den, weil Alfonsin, der damalige argentini- 
sche Präsident, diesem Druck nachgegeben 
hat. Aus dieser Situation heraus hatten sich 
ca. 50 Leute entschieden, diese Besetzung zu 
machen. Nach der Aktion hat sich dann die 
Kommission gebildet, die bis heute die Tab- 
lada-Gefangenen unterstützt. 

Außerdem war auf der Konferenz ein Ver- 
treter des Komitees zu den internationalen 
Gefangenen aus Brasilien, die gerade im 
Hungerstreik sind. Diese Gefangenen wur- 
den auch 1989 gefangengenommen wegen 
einer Entführung, das war so eine Kohleakti- 
on. Sie kamen aus Chile, Argentinien, Kana- 
da und El Salvador. Insgesamt sind es, glau- 
be ich, 12 Gefangene, die jetzt seit drei Wo- 
chen im Hungerstreik sind. Weiterhin waren 
anwesend ein Anwalt aus Puerto Rico, Ver- 
treter aus Peru, Chile und dem Baskenland. 
Eines der Ergebenisse der Konferenz ist die 
Idee der internationalen Delegation, von der 
ich vorhin berichtet habe, die nach Peru ge- 
hen soll, wahrscheinlich im Mai/Juni näch- 
sten Jahres. Eine andere Idee ist eine Art „ro- 
ter Alarm“, praktisch eine Form von Mittei- 
lung, daß zum Beispiel immer dann, wenn 
Gefangene im Hungerstreik sind, das inter- 
national schnell bekannt gemacht wird. 
Außerdem haben alle beschlossen, die näch- 
stes Jahr in Berlin stattfindende Konferenz als 
l'olgekonferenz zu sehen, auf der die Diskus- 
sionen fortgesetzt werden können, dadie Zeit 
in Argentinien viel zu kurz war. Am Tag nach 
der Konferenz gab es einen Besuch bei den 
lablada-Gefangenen und eine Pressekonfe- 
renz. Ich war in einer Gruppe, die 12 Männer 
im Knast besucht hatte. Diese zwölf sind seit 
neun Jahren nie mehr rausgekommen, sie 
kommen nicht ans Tageslicht, sie sind per- 
manent in einer Art Bunker, der 17 Stock- 
werke hat und nach dem Modell Alcatraz ge- 
baut wurde. Sie sind zusammen, haben je- 
doch überhaupt keinen Kontakt zu den an- 
deren politischen Gefangenen. 


Das heift, sie kommen überhaupt nicht an die 
Luft? 

Nein, sie kommen nicht raus. Zwei von ih- 
nen werden jetzt nach Spanien verlegt, da sie 
die spanische Staatsbürgerschaft haben; bei 
ihnen wurde bei einer Untersuchung festge- 
stellt, daß sie an Tuberkulose erkrankt sind, 
wobei davon auszugehen ist, daß das auch bei 
anderen der Fall ist, als Folge der Haftbedin- 
gungen. 


Das muß man sich ja mal vorstellen: es sind ja 
bald zehn Jahre, daß sie nicht mehr an die Luft 
gekommen sind. Wie lange konntest Du mit ih- 
nen reden? 

Knapp zwei Stunden. Es war ein Besuch mit 
der Kommission, und diese Kommission hat 
das über lange Jahre hinweg durchgesetzt, 
daß sie diese Besuche machen können, also 
gemeinsam mit allen Gefangenen in einem 
Raum, und die Durchsuchung nicht so bru- 


tal wie gewöhnlich durchgeführt wird (bei 
den Müttern zum Beispiel werden gynäkolo- 
gische Untersuchungen vor jedem Besuch 
durchgeführt, was vor allem der Ab- 
schreckung dienen soll), sondern nur aus Ab- 
tasten und Tlaschendurchsuchen besteht. 


Das ist also ein Zugeständnis an die interna- 
tionale Öffentlichkeit, und wenn die Mütter 
und Verwandten kommen, dann sieht es noch 
aus wie ch und je nach dem alten Terrormuster. 
Das läuft auf so einer Art parlamentarischer 
Ebene, es ist also quasi ein offizieller Besuch 
im Gegensatz zu den Privatbesuchen. ` 


Man kann also schon sagen, daß die Konferenz 
im nächsten Jahr nicht beim Nullpunkt losge- 
hen wird, sondern daß es schon Beziehungen 
gibt, auf die sie aufbauen kann. 

Ja, dafür war die Teilnahme in Argentinien 
sehr wichtig, denn es ist etwas anderes, wenn 
du mit Leuten direkt redest und dich ken- 
nenlernst, als wenn du dich nur übers Schrei- 
ben oder Einladungen-Schicken kennst. Ar- 
gentinien hat, so kurz es auch war, eine Basis 
geschaffen, wo ich mir sicher war, daß alle, die 
da waren, auch kommen wollen und kommen 
werden. 


Wo karın man weitere Informationen bekom- 
men, wenn jetzt Leute zuhören, die sich infor- 
mieren wollen? Es sind ja sicher nicht alle Fra- 
gen beantwortet, die verschiedene haben. Wo 
kann man sich mformieren? 

Libertad hat ein Büro in Frankfurt, und ab Ja- 
nuar wird auch in Berlin ein Büro eingerich- 
tet, das wird dann noch in der Zeitung be- 
kanntgegeben. Die Adresse in Frankfurt ist: 
Libertad, c/o 3.-Welt-Haus, Westerbachstr. 
47, Hinterhaus 3, 60489 Frankfurt. Es gibt 
auch eine eMail-Adresse extra zur Konferenz: 
konferenz@libertad.de. 


Wann kommt die nächste Zeitung heraus? 
Sie wird jetzt im Dezember herauskommen, 
und bis zur Konferenz werden wir sicherlich 
noch drei Zeitungen herausgeben. Später 
kann dann noch, wie gesagt, der Reader be- 
stellt werden. 


Die Zeitung wird ja nicht verkauft, sondern 
verteilt. Hast Du noch etwas, das Dir wichtig 
ist, abschließend zu sagen? 

Wir freuen uns über jegliches Interesse und 
Mitarbeit von Leuten, und wer interessiert an 
Material ist, kann sich jederzeit an uns wen- 
den. 


Sag doch noch zum Schluß etwas zu der In- 
itiative am 15. März. 

Dazu gab es schon das erste Vorbereitungs- 
treffen, auf dem der inhaltliche Schwerpunkt 
festgelegt wurde: gegen Unterdrückung und 
Ausgrenzung in Schengen-Furopa, für einen 
kämpferischen Gegengipfel. Im Juni sind der 
Weltwirtschafts- und der FU-Gipfel, und um 
auch da eine lange Mobilisierung aufzubau- 
en, ist der 18.3. auch in diesem Zusammen- 
hang. 

Ich danke Dir herzlich für das Interview. && 


Argentinien: Politische Gefangene nach der Diktatur 


„Wir wollten die Militärs daran hindern, 
die Panzer auf die Straße zu u. — “ 


Das folgende Interview mit Cynthia Castro 
entnahmen wir der Zeitung zur Internatio- 
nalen Konferenz „So oder so“. Die Zeitung 
wird vom Organisationskomitee der Konfe- 
renz herausgegeben und ist kostenlos 
Konferenzbüro: Yorkstr. 59, 10965 Berlin, 
eMail: konferenz@libertad.de 

Libertad! c/o 3. Welt-Haus, Westerbachstr. 
47/H3, 60489 Frankfurt, Fax: 0 69 / 97 84 34 
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Wie viele Jahre warst du im Knast? 

Ich wurde zu elf Jahren verurteilt wegen der 
Teilnahme an dem, was als die Ereignisse 
von La 'lablada bekannt wurde. Letztend- 
lich habe ich sieben Jahre und vier Monate 
davon abgesessen. La Tablada ist eine Stadt 
in der Provinz Buenos Aires, es gibt dort ei- 
ne Kaserne des dritten Infanterie-Regi- 
ments. 


In der BRD ist wenig bekannt, was die „Er- 
eignisse von La Tablada“ sind und welche 
Ziele damit verfolgt wurden, kannst du dazu 
etwas sagen? 

Warum wir diese Aktion gemacht haben? 
Argentinien hatte eine Geschichte, die 
durch die Kultur des Putsches geprägt war: 
Seit 1930 konnte keine verfassungsmäßige 
Regierung ihre Amtszeit regulär beenden. 
Während der Diktatur von 1976 bis 1983 
gab es 30.000 Verschwundene, Hundert- 
tausende Exilierte und 18.000 politische 
Gefangene. Als 1983 wieder eine demokra- 
tische Peiiode begann, verhinderten die Mi- 
litärs durch eine Reihe von Erhebungen, daß 
sie wegen der Menschenrechtsverletzungen 
vor Gericht gestellt werden. In unseren Au- 


gen machte en Demokratie damals einen 
ea 


Wen meinst du mit „uns“? 
Movimiento Todo Por la Patria’ (MTP) - die 
Organisation, zu derich gehöre. Wir sagten, 
dab die Demokratie von Jam ehrläufen ge- 
steuert wurde. Wir bekamen die Informa- 
tionen, daß in der Kaserne von La Tablada 
ein Putsch geplant wurde, und entschieden, 
dorthin zu gehen. 


Wie hattet ihr die Besetzung geplant, was wa- 
ren eure Ziele? 

Wir wollten die Militärs daran hindern, die 
Panzer auf die Straße zu bringen. Wir wub- 
ten, daß sie putschen wollten, Es hatte be- 
reits vier Putschversuche gegeben; bei dem 
letzten gab es drei Tote und sehr viele Ver- 
letzte, weil die Leute sich den Soldaten ent- 


Den Tahlada Aktion endete | im Aee 
3.000 Militärs gegen 50 Aufständische, die 
i i 20. nk wehrten, me Beset- 


Während d die Gefangenen dayon über F zeugt 


gegenstellten und protestierten. Danach 
hatten wir entschieden, daß es notwendig 
ist, der Übermacht des Militärs einen Rie- 
gel vorzuschieben. 


Was passierte in der Kaserne? 

Es war furchtbar. Viele Genossen wurden 
zunächst lebend verhaftet. Später fand man 
einige ihrer Leichen, andere sind ver- 
schwunden. Uns fehlen acht Genossen. 
Auber ihnen gibt es fünf nicht identifizier- 
bare Leichen, weil sie uns von Flugzeugen 
aus mit weiem Phosphor bombardierten. 
Ihre Körper waren vollständig zerstört. Sie 
haben sie irgendwo vergraben, ohne uns den 
Ort mitzuteilen. Mein Mann wurde lebend 
festgenommen, er ist verschwunden. Am 
23. Januar 1999 sitzen unsere Genossen 
zehn Jahre im Knast. Die Männer im Knast 
von Caceres bei Buenos Aires, ein Knast oh- 
ne Sonne. Sie sind im 17. Stock und haben 
keinen Hofgang. Wir Frauen waren zwei 


a wegen ae 


aueh“ aet, der Da auf Yan 
Ss hi te frs sie chere mi tze he ien, 1. Siew 


ee ch an (de. 
zustehen na 


Krieg 


Jahre lang in einem Männerknast isoliert, 
jetzt sind wir in einem Frauenknast. Fünf 


von uns sind nach 
rausgekommen. 


2/3 Haft auf Bewährung 


Wie viele Genossen und Genossinnen waren 
insgesamt beteiligt? 

31 Genossen sind tot; wir sind 22 Gefange- 
ne, von denen zwei nicht an der Aktion be- 
teiligt waren. 


Kannst du mir etwas über eure Geschichte sa- 


gen? 


Die MIP entstand als Sammlungsbewe- 

gung, eine Vereinigung verschiedener Strö- 
mungen. Einige von uns waren in der Gue- 
rilla ab 1970 und Mitglieder der Partido Re- 
volucionario de los Trab ajadores - Ejercito 
Revolucionario del Pueblo (PRT-ERP)’, an- 
dere kamen aus dem peronistischen? Wi- 
derstand. Dann gab es auch Genossen, die 
vom Christentum inspiriert waren. Einige 


yt 
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sind Pfarrer, sie waren Kämpfer der Men- 
schenrechtsbewegung. Wir haben uns zu 
dieser Bewegung zusammengeschlossen 
mit dem Ziel der nationalen Befreiung. 
1956 haben wir uns als MTP organisiert. 


Als ihr 1989 La Tablada besetzt hattet, 
schrieben die Zeitungen, daß es in Argenti- 
nien keine Guerilla mehr gebe. Sie fragten, 
wer ihr seid. 

Ja, wir sind keine Guerilla. Wir sind eine po- 
litische Bewegung, die eine bewaffnete Ak- 
tion gemacht hat. 


Auf welche politische Wirkung habt ihr ge- 
hofft? 

Wir wollten den Putsch verhindern und die 
Macht des Militärs brechen. Das sollte den 
Weg freimachen, um die Militärs wegen 
Menschenrechtsverletzungen anzuklagen, 
damit wir die Wahrheit über das Schicksal 
all der Verschwundenen erfahren können. 
Wir haben einen sehr hohen Preis bezahlt, 
aber den Putsch konnten wir verhindern. 


Heute ist das zehn Jahre her. Wie denkt ihr, 
die ihr überlebt habt, heute? 

Wir halten daran fest, daß unsere Aktion 
richtig war. Wir haben nicht abgeschworen, 
und wir werden es nicht tun. 


Wie viele von euch sind heute noch gefangen, 
und wie sind die Bedingungen? 

Vier Frauen, Pfarrer Antonio Pujanen, der 
unter Hausarrest steht, weil er über 70 Jah- 
re alt ist, dann Enrique Gorriarän, der in De- 
voto isoliert ist. Die restlichen genossen sind 
in Caceres, unter ihnen sind zwei mit spa- 
nischer Staatsangehörigkeit, die seit neun 
Jahren darauf warten, nach Spanien verlegt 
zu werden.’ 


Wart ihr isoliert? 
Nein, wir vier Frauen waren immer zusam- 
men. Zuerst zwei Jahre in einem Männer- 
knast für Mitglieder der Sicherheitskräfte. 
Bullen, die von Bullen bewacht wurden. Es 
war furchtbar. Dann kamen wir in den Frau- 
enknast nach Fizeiza, wo wir von den sozia- 
len Gefangenen isoliert wurden. Später, 
nach einigen Jahren, durften wir an Ge- 
meinschaftsveranstaltungen teilnehmen, 
im Gegensatz zu den Männern. Sie sind seit 
zehn Jahren im 18. Stock isoliert. Sie haben 
keinen Hofgang, sie sehen nie die Sonne. Ih- 
re Gesundheit ist dadurch sehr angeschla- 
gen. 

Dann gibt es noch Enrique Goreran. Fr 
ist alleine im Hochsicherheitstrakt. 


Kannst du sagen, wer er ist? 

Enrique wurde sieben Jahre später festge- 
nommen. Er ist ein historischer Führer der 
PRI-ERB er ist ein historischer Führer La- 
teinamerikas. Als 1977 die letzten Überle- 
benden, die nicht im Knast waren, ent- 
schieden, das Land zu verlassen, suchte En- 
rique Kontakt zu den Nicaraguanern, die ge- 
gen Somoza kämpften. Er und mehrere wei- 
tere Genossen, die später auch an der Akti- 
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onin La Tablada teilnehmen sollten, gingen 
dorthin und kämpften mit ihnen. Enrique 
war in dem Kommando, das Anastasio So- 
moza‘ in Paraguay hinrichtete. Er kämpfte 
in mehreren Fördern. überall, wo er ge- 
braucht wurde. Er ist ein anerkannter inter- 
nationalistischer Kämpfer. Vor drei Jahren 
entführte ihn der argentinische Geheim- 
dienst aus Mexiko. Enrique nahm auch an 
der Aktion in La Tablada teil, wurde aber 
nicht festgenommen, weil er wie auch an- 
dere sich außerhalb der Kaserne befanden. 


Was werfen sie ihm vor? 

Nusn, was nicht? La Tablada zum Beispiel, 
aber es sich auch Sachen dabei, die über 20 
Jahre alt sind. Er ist schon zu lebenslänglich 
verurteilt. Im Fall von Enrique wollen sie die 
Erfahrung einer ganzen Generation abur- 
teilen. Es gibt die Theorie der zwei Dämo- 
ne, die folgendes besagt: Es gab den Dämon 
des Militärs, aber dieser wurde vom roten 
Dämon provoziert. Das stimmt natürlich 
nicht, denn vom Staat ging damals die Ge- 
walt aus. Als die 70er Jahre- Generation auf 
die Straße ging, wurde sie zusammenge- 
schossen. Sie merkten, daß sie nicht mit 
blanken Händen kämpfen können. Diese 
Generation hat gekämpft, und sie hat 
30.000 Verschwundene. 

Sie wollen sagen, daß diese Generation ein 
Dämon ist, und diesen Dämon wollen sie 
mit der Person Enriques treffen. Diese 
ganze Generation soll sich geirrt haben. 
Aber das ist nicht so. 


Können sich die Gefangenen untereinander 
schreiben? 
Ja, wir diskutieren. 


Habt ihr Kontakt zu politischen Gefangenen 
in anderen Ländern? 

Ja, wir schrieben uns mit chilenischen Ge- 
nossen, sonst nicht. die Genossen in Ca- 
ceras schreiben sich mit einigen EIA-Mit- 
gliedern und anderen baskischen Genossen. 
Aber leider haben wir nicht viel Kontakte, 
obwohl wir es gerne möchten. 


Beim Treffen jetzt in Buenos Aires oder für 
die Konferenz nächstes Jahr in Berlin wäre es 
wichtig, daß die Gefangenen an den Diskus- 
sionen und am Arbeitsprozeß teilnehmen 
können. 

Ja, das finde ich auch. Sicher, wir sind Teil 
des Kampfes. Und wenn die Welt globali- 
siert ist, sollten wir auch die Solidarität glo- 
balisieren. Wir haben hier auf dem Treffen 
gesehen, daß viele von uns die gleichen oder 
zumindest ähnliche Probleme haben. Die 
Repression ähnelt sich überall, deshalb wol- 
len wir gemeinsame Antworten finden. Für 
uns war es unglaublich zu hören, daß es in 
Deutschland und Frankreich politische Ge- 
fangene gibt. Wir wußten das von Spanien 
ud italien, aber das müssen wir hier be- 
kannt machen. 


In der BRD, in Frankreich, Belgien oder den 
USA kommen fast alle Gefangenen aus be- 


waffneten Kämpfen der 70er und 80er Jahre. 
Sie sind auch in politischer Hinsicht isoliert, 
weil ihre politischen Organisationen nicht 
mehr existieren. Das ist sehr schwierig ... 

Ja, das ist deshalb schwierig, weil alles aus 
dem Blickwinkel der 90er Jahre gesehen 
wird. Aber die 70er Jahre? Die müssen wir 
mit den Augen der 780er beurteilen. Hier 
hat sich niemand geirrt. Wenn wir das jetzt 
mit unserem heutigen Blick analysieren, 
werden wir uns irren. 


Wie ist eure Lage, existiert eure Organisati- 
on draußen noch? 

Ja, sie existiert. Aber ihre Hauptaufgabe ist 
heute, für die Freiheit der Gefangenen zu 
kämpfen. Wir haben heute damit zu kämp- 
fen, daß viele Militante der 70er Jahre ab- 
sheten und es auch von uns verlangen. 


In Deutschland wird es keine kollektive poli- 
tische Lösung für die politischen Gefangenen 
mehr geben. Wie seht ihr das? Gibt es juri- 
lüche Möglichkeiten? 

Wir glauben nicht an individuelle Lösun- 
sen. Gut, wir haben unterschiedliche Ur- 
teile und Eintlassungstermine, aber wir for- 
dern die Freiheit aller. Auf juristischer Ebe- 
ne haben wir einen Bericht der CIDH-OAS 
(Menschenrechtskommission der Organi- 
sation Amerikanischer Staaten), in dem Ar- 
gentinien wegen Menschenrechtsverlet- 
zungen verurteilt wird und vom argentini- 
schen Staat unsere sofortige Freilassung ver- 
langt wird. Wir beziehen uns auf dieses Do- 
kument und fordern die Freiheit für alle 
Wir werden nicht unserem Kampf ab- 
schwören, wir werden nicht um Gnade bit- 
ten, und wir werden kämpfen, bis auch der 
letzte rauskommt. 


Alles für das Vaterland 

2 Rev. Arbeiterpartei - Rev. Volksheer, Partei und 
Guerilla, die der 4. Internationalen angehörten. 
Mitte der 70er Jahre hatten sie zwei große Provin- 
zen Nordargentiniens befreit. 

3 Der Peronismus geht auf den nationalistischen 
Politiker Peron zurück. Hier gemeint sind die Mon- 
toneros, eine seit den 70er Jahren existierende Guce- 
rilla. 

4 Der nicaraguanische Diktator floh während der 
Revolution 1979 nach Paraguay, wo er Asyl erhielt. 
Ein internationales Kommando tötete ihn mit ei- 
ner Rakete. 

? Die beiden Gefangenen werden in den nächsten 
Wochen nach Spanien verlegt. 


Freiheit { 
Mum 


Abu- 


Die folgende Zusammenstellung mit authen- 
tischen Berichten von den anlaufenden Soli- 
daritätsaktionen in der BRD und anderen 
Ländern erhielten wir fast gänzlich vom Soli- 
daritätsbündnis für die Freiheit von Mumia 
Abu-Jamal in Hamburg. 


Hamburg, Am 7.11. fandeine Demonstrati- 
on durch mehrere Wohngebiete zum US- 
Konsulat statt. Die Demonstration wurde 
vom Solidaritätsbündnis „Free Mumia 
Abu-Jamal“, innerhalb von 3 "lagen mit 
5.000 Flugblättern und 500 Plakaten mobi- 
lisiert. Es beteiligten sich 250 Menschen aus 
unterschiedlichen gesellschaftlichen und 
politischen Bereichen und mehrerer Natio- 
nalitäten. Auf dem Leittransparent war zu 
lesen: Verhindern wir die Ermordung von 
Mumia Abu-Jamal JETZT! Freiheit für Mu- 
mia Abu-Jamal“ (Bild unten). 

Vor dem US-Konsulat wurde eine US- 
Fahne verbrannt und auf der anschließen- 
den Kundgebung sprach dann der Schau- 
spieler und Vorstandsmitglied der Gewerk- 
schaft IG Medien Rolf Becker und las aus 
Mumias Buch. 

Am Samstag, den 5. Dezember, begannen 
die Aktionstage in Hamburg mit einem De- 
monstrationslauf in der Innenstadt um die 
Binnenalster. Nach einer Kundgebung auf 


der Einkaufsstraße Jungfernstieg starteten 
55 Läuferlnnen zum Demonstrationslauf 
um die Binnenalster. Als Startnummern tru- 
sen die LäuferInnen auf der Brust die Ge- 
Fangenennummer und auf dem Rücken ein 
auf Stoff gedrucktes Bild von Mumia und 
Y t y . [94 . 
den Slogan „Free Mumia“. Beim Lauf wur- 


den ununterbrochen Parolen gerufen 
(„USA — Hände weg von Mumia“, „Stoppt 
die Hinrichtung - Freiheit für Mumia“ ...) 
und Flugblätter verteilt. Irotz der Kälte war 
die Stimmung sehr lebendig und kämpfe- 
risch. Zur anschließenden Kundgebung auf 
dem Jungfernstieg stießen zwei Läufer von 
der 8 km entfernten Kundgebung in Altona 
des Unterstützungskomitees der Samstags- 
mütter aus der Türkei und Kurdistan. Sie 
überbrachten eine Grußbotschaft und ein 
Iransparent mit der Aufschrift: ‚Von Phila- 
delphia bis Istanbul - Es lebe der Kampf um 
Befreiung und die Solidarität der Völker“. 

Danach ging eine Demonstration mit 100 
TeilnehmerInnen zum US-Konsulat und 
vor dem US-Konsulat gab es dann noch zwei 
Stunden Musik von den Soundsystems „SI- 
STARS“ und „ROOTS COMMAND- 
MENT“ 

Im Rahmen der bundesweiten Aktionsta- 
ge für Mumia Abu-Jamal wurde in Hamburg 
am 8.12.98 als zweite Aktion eine Film- und 


Informationsveranstaltung durchgeführt. 
In der Hochschule für Wirtschaft und Poli- 
tik wurde vom Solidaritätsbündnis „Free 
Mumia Abu-Jamal“ auf Einladung der 
Hochschul-Antifa der Film „Hinter diesen 
Mauern. Der lange Kampf für das Leben 
und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal“ ge- 
zeigt. Im Anschluß informierte das Bündnis 
über die aktuelle Situation von MAJ und 
zum aktuellen Stand seines Verfahrens. Die 
Veranstaltung wurde von ca. 50 Personen be- 
sucht. In der folgenden Diskussion konnte 
eine Reihe von Vorschlägen gesammelt 
werden, um die Unterstützung für Abu-Ja- 
mal zu verbreitern. Das Publikum zeigte 
sich interessiert und engagiert. Es wurden 
Spenden für die Verteidigung von Mumia 
scsammelt. 


Lüneburg und Uelzen: Nach Informations- 
veranstaltungen in Lüneburg und Uelzen 
haben am 10. Dezember ca. 15 Mitglieder 
vom Mumia-Abu-Jamal-Solidaritätsbünd- 
nis ein Straßentheater in der Lüneburger İn- 
nenstadt aufgeführt. In diesem Theater- 
stück wurde Mumias rassistische Verurtei- 
lung nachgestellt. Zusätzlich gab es einen 
Informationsstand, und es wurden Flug- 
blätter verteilt. Zahlreiche Passanten waren 
interessiert und informierten sich über den 
aktuellen Stand von Mumias Situation. 


Köln: In Köln fand am 11.12. eine Demon- 
stration mit ca. 100 Leuten gegen die dro- 
hende Hinrichtung und für die Freiheit von 
Mumia Abu-Jamal statt (Bild S. 1). Sie ging 
durch die Innenstadt und endete am Ame- 
rikahaus. Redebeiträge bzw. Grußadressen 
gab es von der deutschen Journalistenuni- 
on in der IG Medien, der Kurdistansolida- 
rität (in Erinnerung an Andrea Wolf, die als 
Internationalistin in der Kurdistan Frauen- 
armee gekämpft hat, von türkischem Mi- 
litär festgenommen und anschließend er- 
schossen wurde - 'Todesstrafenpraxis ohne 
juristische Absegnung) und von Charlene 
Mitchell, 2. Bundesvorsitzende von „Co- 
mittees of Correspondence for Democracy 
and Socialism“. Sie sprach über die Todes- 
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strafenpraxis in den USA als rassistisch po- 
litisches Instrument und Klassenjustiz. Im 
Beitrag des Vorbereitungskreises der Demo 
wurde an die internationale Kampagne 1995 
erinnert, die die Hinrichtung Mumias da- 
mals verhindern konnte. Es sollte gezeigt 
werden, daß es auch heute wieder auf je- 
de(n) einzelne(n) ankommt, damit die 
Stärke entwickelt werden kann, erneut Mu- 
mias geplante Hinrichtung zu verhindern 
und endlich seine Freiheit zu erkämpfen. 
Die Demonstration war 'leil bundesweiter 
Aktionstage aus Anlaß des 50. Jahrestages 
der Erklärung der Menschenrechte am 
10.12. und - weil für Mumia am 9.12. das 
18. Haftjahr begann. (Manuela, Gruppe für 
die Freiheit der politischen Gefangenen Köln) 


Wien, Österreich: Am 5.12.98 demonstrier- 
ten ca. 200 Aktivisten für die Freiheit Mu- 
mia Abu-Jamals. Nach einer Kundgebung 
ging es dann zum US-Konsulat. Das Komi- 
tee machte darauf aufmerksam, daß die an- 
gedrohte Hinrichtung Mumia Abu-Jamals 
im Tausende von Kilometern entfernten 
Philadelphia mit einem globalen Problem 
zusammenhängt. Nämlich in dem Maße, 
wie die weltweite Politik der Verelendung 
der Massen verstärkt wird, nimmt die Klas- 
senjustiz gegen die unterdrückten Bevölke- 
rung zu. Der Anteil der Hispanics und Afro- 
amerikaner in den 'lodestrakten der USA 
steht in überproportionalem Verhältnis zu 
ihrem Anteil an der Bevölkerung. Diese 
Klassenjustiz beinhaltet auch - wie im Fal- 
le Mumia - den fälschlichen Mordvorwurf 
gegen politisch unbequeme Gegner, um sie 
für immer zum Verschweigen zu bringen ... 


Am 16. Dez. nahm eine Delegation aus den 
USA mit Ramona Africa, Julia Wright, An- 
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gela Davis, Leonard Weinglass und Sam Jor- 
dan an einer Sitzung des Europäischen Par- 
laments zu den Menschenrechten und der 
Todesstrafe in den USA teil. 


Die US-Delegation prangerte di> inhuma- 
nen Praktiken der USA an wie die 'Iodes- 
strafe, insbesondere wenn es um Kinder 
geht. Ramona Africa berichtete von dem 
Bombenangriff gegen das Haus der MOVE 
in Philadelphia am 13. Mai 1985, durch 
den 6 Erwachsene und 5 Kinder starben. 
„Menschenrechte in den USA, das ist nur 
eine Worthülse, amerikanische Propagan- 
da“, sagte Ramona. 

Die Delegation stellte den Fall von Mu- 
mia Abu-Jamal als krasses Beispiel für Ju- 
stizungerechtigkeit in den Mittelpunkt ih- 
rer Berichte zur Todesstrafe. Mumia, der 
über die staatlichen Angriffe gegen MOVE 
berichtet hatte, wurde selber zum Opfer. 
Mumia wurde eine Mordanklage an- 
gehängt und nach einem Schauprozeß 
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Während der Demonstration durch die 
Wiener Innenstadt zum Konsulat gab cs Re- 
debeiträge linker Organisationen und Paro- 
len gegen US-Imperialismus, gegen das ras- 
sistische Rechtssystem und für die Freiheit 
aller politischen Gefangene. Ein Gefäng- 
nismodell wurde auf der abschließenden 
Kundgebung verbrannt. Free Mumia Abu- 
Jamal! 

Committee „For the Release of Mumia Abu 
Jamal“, Vienna LabourNet-Austria 
(http://ourworld.compuserve.com/homepa- 
ges/LabourNetAustria) 


Delegation aus den USA beim Europaparlament in Straßburg 


zum Tode verurteilt. 

Die USA haben mehr Kinder hingerich- 
tet als alle andere Länder zusammen, und 
seit 1977 sind mindestens 500 Menschen 
in den USA hingerichtet worden. 


Am 17. Dez. verabschiedete das Europapar- 
lament folgende Resolutionen : 

1) Die USA werden wegen ungerechter 
Hinrichtungen angeprangert. 

2) Mumia Abu-Jamal hatte kein faires 
Verfahren, und die Entscheidung des 
Obersten Gerichts Pennsylvanias vom 30. 
Oktober 1998 ist ungerecht. Mumia muß 
ein neues Verfahren bekommen. 

3) Das Europäische Parlament fordert 
den Gouverneur von Pennsylvania auf, den 
Hinrichtungsbefehl nicht zu unterschrei- 
ben, ein neues Verfahren anzusetzen und 
die Todesstrafe aufzuheben. 

4) Das Parlament fordert das Oberste 
Gericht des USA auf, tätig zu werden, da 
der Fall seit der Entscheidung vom 30. Okt. 
in seinen Entscheidungsbereich fällt. 
(Kurzbericht nach MOVE) 


ten 150 Demonstranten durch die Innen- 
stadt von Montreal in Solidarität mit dem 
zum lode verurteilten US-amerikanischen 
politischen Gefangenen Mumia Abu-Ja- 
mal. Die heutige Demonstration der neu ge- 
sründeten Free Mumia Coalition of Mon- 
treal ist die erst große Demonstration für 
Mumia seit 1995. Diesen Tag haben wir ab- 
sichtlich gewählt, es ist der 29. Jahrestag der 
Ermordung der Black Panthers Fred 
Hampton und Mark Clark durch die Chi- 
cagoer Polizei 1969. 

Die Demonstranten trafen sich an Berri 
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Menschenrechte - die Todesstrafe 


Die MEPs unterstrichen ihre Ablehnung 
der Todesstrafe. Alle diejenigen Staaten, 
die die Todesstrafe noch anwenden, wer- 
den aufgefordert, ein sofortiges Moratori- 
um einzuleiten. Alle Mitgliedsstaaten wer- 
den aufgefordert, in Länder, wo die Todes- 
strafe noch angewandt werden, keine Ab- 
schiebung vorzunehmen. Außerdem er- 
warten die MEPs, daß die Kommission und 
der Rat die Abschaffung der Todesstrafe in 
Diskussionen zwischen der EU und Dritt- 
staaten auf internationaler Ebene wie auch 
in der UN aktiver vertreten. Vor allem wird 
an alle Bundesstaaten der USA appelliert, 
die Todesstrafe abzuschaffen. Insbeson- 
dere ergeht eine dringende Aufforderung 
an den Gouverneur von Pennsylvania und 
das Oberste Gericht Floridas wegen der 
verhängten Todesstrafe gegen zwei Gefan- 
gene, Mumia Abu-Jamal und Joaquim Jose 
Martinez. (Aus dem „Daily Notebook“ auf 
den Web-Seiten des Europäischen Parla- 
ments vom 17.12.98 
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Square, Parolen rufend undtrommelnd ging 
es dann zum US-Konsulat, wo Dutzende 
von Polizisten warteten. Es wurden viele Re- 
debeiträge gehalten, eine Aufnahme von 
Mumia abgespielt und eine US-Fahne ver- 
brannt, trotz Versuchen der „Montreals fi- 
nest“, dies zu verhindern... 

Die Free Mumia Coalition wird weiter ar- 
beiten, um das Bewußtsein über Mumia zu 
verbreitern, insbesondere über sein unfaires 
Verfahren und die US-Repression gegen po- 
litische Aktivisten, unter denen Mumia nur 
einer von vielen ist. 

Mitglieder der Free Mumia Coalition/ La 
Coalition pour la Libration de Mumia Abu- 
Jamal sind u.a.: La Croix Noire Anarchi- 
ste/Anarchist Black Cross (ABC), Food Not 
Bombs, le Comit des sans-emploi, Citoyen- 
ne-s Oppose-e-s a la Brutalite Policiere 
(COBP), Amnesty International/ Concor- 
dia, the Association of Graduate Students 
Employed at McGill (AGSEM), le collectif 
de la Librairie Alternative, the Anti-Coloni- 
al Working Group, Rebelles, le Mouvement 
pour le Droit lEducation (MDE), le Dra- 
peau Rouge sowie andere Gruppen und Ein- 
zelpersonen. e-mail abe-mtl@tao.ca. 


Hawaii: Im vergangenen Monat gab es eini- 
ge Veranstaltungen für Mumia. R&R! ver- 
teilte Flugblätter bei Musikkonzerten sowie 
Tausende von Flyers. Hier einige Aktionen: 
e 2. Nov. : Ca. 15 Leute demonstrierten 
mit riesigen Iransparenten vor dem US Fe- 
deral Bldg. « 15. Nov: R&R! machten ei- 
nen Stand beim „Big Mele“, eine Musik- 
veranstaltung mit ca. 6.000 Besuchern. Kei- 
ner konnte die Transparente und Plakate zu 
Mumia übersehen. ° 23. Nov: Es gab eine 
Veranstaltung an der University of Hawaii, 
wo u.a. die Video „Ona Move“ gezeigt wur- 
de. Der populäre UH reggae DJ sowie Akti- 
visten der Hawaiian Sovereignty move- 
ment, R&R! and RCP hielten Redebeträ- 
gen. Die Veranstaltung wurde von Gradua- 
te Student Organization und Revolution 
Books Club finanziert. ° 27. Nov. : R&R! or- 
ganisiert eine laute und farbenfrohe De- 
monstration durch Waikiki, und verteilte 
mehr als 1.000 Flugblätter. Als die Demon- 
stration die belebteste Straßenkreuzung er- 
reichte (und genau in dem Moment als die 
Polizei die Demonstranten belästigte), reg- 
nete es Papierschnipsel mit Aufschrift „Free 
Mumia“. 


Stockholm, Schweden: 27. November - Un- 
angekündigte Demonstration für Mumia! 
An diesem kalt und nebligen Freitag abend 
kamen über 3.000 Demonstranten zusam- 
men um an einem Fackelzug vom Ge- 
schäftsviertel in der Innenstadt zur abgele- 
genen US-Botschaft. Die Demonstranten 
riefen u.a. die Parolen „Free Mumia“, „Mör- 
derische USA“ und „Internationale Solida- 
rität ist die Stärke der Arbeiterklasse“, und 
brachen die abendlichen Verkehr zum Still- 
stand. Irotz dieser verkehrsstörenden Akti- 
vitäten war weit und breit kein Polizist zu 
sehen..., auch nicht, als wir an der bun- 


kerähnlichen US-Botschaft ankamen. Als 
zwei endlich mal auftauchten, wurde sie von 
einem jungen Hip-Hopper singen „Fuck the 
police“ begrüßt. Heimkehrendes Bot- 
schaftspersonal wurde mit Buhrufen und 
Zischen verabschiedet und Mumias Lage 
verdeutlicht. 

Als die Demonstranten Richtung Innen- 
stadt zogen, fuhren verkehrstempoüber- 
schreitende Polizeivehikel mit Sirenen 
Richtung US-Botschaft, viel zu spät. 

Keine Gerechtigkeit, keine Friede! 


Chicago, USA: 
Am 21. Nov 
nahmen etwa 
250 Men- | 
schen, 
über- 
wie- 


send 


schwarze ; 
Gewerk- 
schafter, 
aber auch einige Jugendliche, Sozialisten 
und Anti-Rassisten, an der vom Partisan De- 
fence Committee organisierten Demon- 
stration unter dem Motto „Auf die Straße 
für die Freiheit Mumia Abu-Jamal! Ab- 
schaffung der rassistischen Todesstrafe!“ 
am Federal Plaza in Chicago teil. 

Mitorganisator der Demonstration Brian 
Mendis vom PDC sagte den Demonstran- 
ten, „Ihr seid der harte Kern, und es liegt an 
euch in eure Stadtteilen und Gewerkschaft 
zu organisieren und Tausende für die näch- 
ste Demonstration für die Freiheit Mumias 
und die Abschaffung der rassistischen To- 
desstrafe zu mobilisieren ... 

Marcellus Barnes, Präsiden des Black Cau- 
cus der Amalgamated Transit Union (ATU) 
richtet sich an die Demonstranten mit Wor- 
ten „Wir sind Vertreter der Arbeiterklasse. 
Wir sollten ind der ersten Reihe stehen und 
die Botschaft hinaustragen.“ Abschließend 
sagte er, „Wir müssen zusammenhalten! 
Free Jamal!“ 

An der Demonstration nahmen Arbeiter 
von der Chicago ATU Local 241 undd ATU 
Local 308, sowie Mitglieder der United Au- 
to Workers Locals 551 und 890 und Team- 
sters Local 705. Mitglieder der Communi- 
cations Workers of America Local 4250 tru- 
gen ihre Gewerkschaftsfahne. Die Demon- 
stration wurde auch von der Rainbow / 


PUSH Coalition unterstützt. 


London, England: Wir treffen uns seit der 
Gerichtsentscheidung am 29. Oktober 
wöchentlich und fangen jetzt an, die Kam- 
pagne nach außen zu tragen. Wir arbeiten 
vom Stadtteilbuchladen 56a Infoshop in 
Südlondon aus und sind ein Bündnis aus 
Leute aus dem Laden, London Anarchist 
Black Cross und Menschen aus dem Stadt- 
teil. Am 7. Nov. verteilten wir Flugblätter in 
den Stadtteilen Brixton, Flephant + Cast- 
le, Spitalfields und Hackney. 

Am 14. Nov. demonstrierten wir vor amé- 
rikanischen Geschäften - Disney Store, 
Warner Bros Store, Rainforest Cafe, AmEx 
und Planet Hollywood. 

Wir haben 10.000 Flugblätter zu Mumia 
gedruckt, die wir durch eine große Postver- 
teiler an andere Gruppen verteilen und sie 
auffordern, Mumia zu unterstützen. Wir 
waren mit auf eine Tournee der Gruppe The 
Levellers, wo wir Flugblätter verteilten, und 
„ werden sie auf noch etwa 20 verschiede- 
=^, nen Konzerten verteilen. 


Tel. 001-44-0171-326-0353. 


Oslo, Norwegen: 7. November - „Stop 
the execution of Mumia“ - Demon- 
stration. Farbbeutel und Feuerwerks- 
körper wurden gegen die US-Botschaft 
“ geworfen. Etwa 100 Menschen nahmen 
an der kurzfristig geplanten Demonstrati- 
on teil, und versprachen sich in den näch- 
: sten Wochen weiter anzustiengen und zu 
mobilisiert um die Hinrichtung Mumias 
; zu stoppen. Die Kundgebung wurde 
vom Mumia-Unterstützungskomitee 
im Autonomen Jugendzentrum Blitz. 


Rom, Italien: 7. November. Ca. 60 Menschen 
nahmen an einem Sit-in teil. Wir verteilten 
etwa 300 Flugblätter mit dem Brief von Mu- 
mia und dem neuesten Gerichtsantrag von 
seinen Anwälten. Wir lasen beide vor und 
erzählten über Mumia und MOVE. Es gab 
Bilder von Mumia, und wir zündeten Ker- 
zen an. Malcolm X Association 


San Francisco, USA: 7. November. Ca. 1.000 
Menschen gingen in der SF Bay Area auf die 
Straße, um ihre Wut über die Ablehnung 
Mumias Wiederaufnahmeverfahren durch 
das Oberste Gerichts Pennsylvanias auszu- 
drücken. Vor der von „Mobilization to Free 
Mumia Abu-Jamal Koalition“ organisierten 
Demonstration gab es eine kurze Kundge- 
bung vor dem SF Federal Building, wo die 
Teilnehmer vor Wind und Regen kauerten, 
um Angela Davis und ein von einem Mit- 
glied von Third Eye vorgelesenes Statement 
von Assata Shakur zu hören. 

Die Demonstration ging durch eine über- 
wiegend von Schwarzen bewohnte Wohn- 
gegend, in der es in der letzten Zeit häufi- 
ger Fälle Polizeibrutalität und -schikane 
gab, und wurde von den Anwohnern unter- 
stützt. An der Demonstration nahmen 
Menschen aus unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen und politischen Bereichen teil, 
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Hunderte von Prominenten hatten am 16. Oktober eine ganzseitige Anzeige in der New York 


Times gezeichnet, in dem ein neuer und zum ersten Mal fairer Prozeß für Mumia gefordert 
wurde. Für den Fall der - dann eingetretenen - negativen Gerichtsentscheidung hatten die 
International Concerned Family & Friends dazu aufgerufen, tags darauf örtliche und am fol- 
genden Wochenende regionale Demonstrationen durchzuführen. 


kämpferische Jugendliche, Revolutionäre, 
Aktivisten und viele andere. Eine Lehrerin 
von Oakland High School kam mit ihren 30 
Schülern; Stadtteilbewohner schlossen sich 
der Demonstration an, Autokonvois aus 
Santa Cruz, San Jose, Fresno kamen. 
Aufder abschließenden Kundgebung hör- 
ten Demonstrationsteilnehmer und Stadt- 
teilbewohner einer Reihe von Rednern zu: 
eine Ordensschwester von einer katholi- 
schen Schule; Schüler von Castlemont High 
School in Oakland; ein Jugendliche von Lick 
Wilmerding High in SF; Walter Johnson, 
Generalsekretär der AFL/CIO, der sich für 
eine Arbeitsniederlegung für Mumia aus- 
sprach; ein Lehrer von der Oakland Educa- 
tion Association, der Lehrer aufrief, das 
Klassenzimmer zum Diskussionsort und 
Klassenaufgaben zu Mumia zu machen ... 
Weiter Redebeiträge gab es von u.a.: An- 
na Brown, von Academicians for Mumia 
Abu Jamal; Jeff Mackler, Socialist Action; 
Campaign to End the Death Penalty; ein 
Vertreter des Black Radical Congress; Inter- 
national Socialist Organization; Richard 
Becker (Workers World); ein Statement der 
Irish Socialist Party wurde vorgelesen; ... 
Volta Redonda, Brasilien: 7. November - In 
einer Demonstration vor Lateinamerikas 
größtem Stahlwerk in Volta Redondo for- 


derten Arbeiter „Freiheit für Mumia Abu- 
Jamal Jetzt!“ und „Abschaffung der rassi- 
stischen lodesstrafe!“ Redner sprachen vor 
einem Denkmal für drei Arbeiter, die in der 
militanten Stahlstreik in 1988 vom Militär 
ermordet wurden. Die Mobilisierung durch 
Flugblätter, Radiointerviews und ein von 
der Baugewerkschaft geliehenes Soundsy- 
stem zogen Stahl- und Bezirksarbeiter und 
andere Gewerkschafter sowie schwarze Ak- 
tivisten und Schüler nahegelegenen Schu- 
len an. Der internationale Protest fand am 
81. Jahrestag der russischen Revolution 
statt. 

Die Umgebung wurde von einem riesigen 
Transparent von Mumia mit der Forderung 
nach seiner Freilassung dominiert. Ein 
Höhepunkt der Kundgebung war eine Ca- 
poeiraaufführung, ein von brasilianischen 
Sklaven erfundene Kampfkunst. U.a. spra- 
chennein populärer Lokalradiomoderator, 
ein Mitglied der Grünen und ein Vertreter 
der Palmares Club, genannt nach der „Pal- 
mares Republik“, die im 17. Jahrhundert 
von Zumbi, dem Führer eines Sklavenauf- 
standes, gegründet wurde. 

“in Sprecher der Kulturvereinigung 
„Krieger von Agua Limpa“ wies darauf hin, 
daß seine Gruppe den Weg von dem drei Ki- 
lometer entfernten Stadtteil Agua Limpa zu 


Füß zurückgelegt hatten, unterstrich Mu- 
mias Vergangenheit als Sprecher der Black 
Panther Party. Viele der Redner verknüpften 
der Kampf um Jamals Leben und Freiheit 
mit dem Kampf gegen rassistische Oppres- 
sion und Polizeiterror in Brasilien, und er- 
innerten an die Massaker an schwarzen 
Straßenkindern, landlosen Bauer und Ge- 
fangenen sowie an die Ermordung von Ho- 
mosexuellen und der weitverbreiteten 
Zwangssterilisation schwarzer und indige- 
ner Frauen... 


Weiter Demos usw. 

14.11., Des Moines, IA, 25 Menschen 
14.11. Halifax, Kanada, 

9.11., Ann Arbor, MI , ca. 50 Menschen 
7.11. Chicago, Chanting „Stop the Execu- 
tion - Free Mumia Abu-Jamal!“, ungefähr 
300. 

7.11., Louisville, ungefähr 50 Teilnehme- 
rinnen 

7.11., Missoula, MT 25 Menschen 

7.11., Monterey, CA 80 TeilnehmerInnen 
7.11. Nashville, TN, 40-45, während des 
Tags 60-70 

5.11. Detroit, MI , über 50 

2.11. Calgary, Alberta, ca. 100 

2.11. San Francisco, ca, ca. 1.000 

2.11. Los Angeles, 150 - 200 

1.11. Minneapolis, 100. 

Oktober: 

Ann Arbor, MI - 15 Menschen 

New York, NY 1,000 DemonstrantInnen 
31.10. San Francisco, über 1.200 
Washington, DC, 80 Leute 

News from the struggle to Free Mumia! - com- 
piled by Refuse © Resist! 
http://mojo.calyx.net/~refuse/mumia/de- 
mos.html 

imail your news to resist@walrus.com 


Nürnberg 


„Die Würde des 
Menschen ist 


antastbar“ 


(Ulrike Meinhof) 
Menschenrechte erkämpfen! 


Bericht von einer Aktion zum Internationa- 
len Tag für die Freiheit der politischen Ge- 
fangenen weltweit und 50. Jahrestag der Ver- 
abschiedung der UNO-Menschenrechtsde- 
klaration 


Am 10. Dezember fand in Nürnberg vor 
dem ehemaligen KOMM eine Aktion zum 
Internationalen "lag für die Freiheit der po- 
litischen Gefangenen weltweit und 50. Jah- 
restag der Verabschiedung der UNO-Men- 
schenrechtsdeklaration statt (siehe auch 
Angehörigen Info 213). Mittels Stelltafeln, 
in denen der Wortlaut einzelner Artikel der 
herrschenden Realität von Bild- und Text- 
kollagen gegenübergestellt wurde, und ei- 
nem großen lransparent mit dem o.g. Mot- 
to wurde eine eigene „Straße der Men- 
schenrechte“ öffentlich vorgestellt. Die 
Stelltafeln wurden auch als Dias auf eine 
grobe Leinwand projiziert, begleitet von 
Musik und passenden 'Iextbeiträgen. 
Schwerpunkte waren u.a. die Situation der 
politischen Gefangenen in Peru, in der 
BRD, die aktuelle Kampagne für das Leben 


und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal, die. 


unerträgliche Lebenssituation von Flücht- 
lingen in Deutschland sowie der schmutzi- 
ge Krieg durch das türkische Regime. Dies 
kam auch in den rund um den Platz aufge- 
hängten Iransparenten zum Ausdruck. 

An der öffentlich angekündigten Aktion 
beteiligten sich ca. 40 Menschen. Die Re- 
sonanz der Bevölkerung war leider recht ge- 
ring. Die bürgerliche Presse fiel durch übli- 
che Nichtbeachtung auf. Auch von seiten 
der Staatsmacht kam eine für die politische 
Thematik ungewöhnliche Zurückhaltung. 
Anscheinend wollte sie es tunlichst vermei- 
den, durch eine größere polizeiliche Zu- 
sammenrottung uns mehr Aufmerksamkeit 
zu bescheren. 


So war es zwar eine ge- 
lungen Aktion, aber die 
veranstaltenden Gruppen, 
die AG der Roten Hilfe 
„Für die Freiheit der poli- 
tischen Gefangenen“ und 
das Intobüro Nürnberg, 
bleiben weitgehend unter 
such. Es ist uns nicht ge- 
lungen, mit einer eigent- 
lich alle verschiedenen 
Gruppen und Spektren 
betreffenden Thematik 
diese politisch und prak- 
tisch in einer gemeinsa- 
men Aktion zusammen- 
zuführen. 

Wir denken, daß diese gemachte Erfah- 
rung weder neu ist noch spezifisch für Nürn- 
berg. Wenn es um den Kampf für die Soli- 
darität mit den politischen Gefangenen 
scht, ist die Resonanz auch innerhalb der 
linken (und auch linksradikalen) Szene oft 
bedauerlich gering. 

Das zu ändern, ist und bleibt unsere Auf- 
gabe, und dazu muß aus diesen Erfahrun- 
sen gelernt werden. 

Wir könne nur besser werden! 

Freiheit für alle politischen Gefangenen 
international! 


Hamburg 


4 Monate für Kriegs- 
dienstverweigerer 


Am Freitag, den 18.12.1998 wurde der kon- 
sequente Kriegsdienstverweigerer Niels 
Pomplun vom LG Hamburg zu einer Frei- 
heitsstrafevon4 Monaten verurteilt. Die Stra- 
fe wurde zur Bewährung ausgesetzt. Die Ver- 
teidigung kündigte an, in Revision zu gehen. 


Niels P wurde vorgeworfen, seiner Finberu- 
fung zur Bundeswehr 1995 mehrfach nicht 
nachgekommen zu sein, sowie alle ihm ge- 
sebenen Befehle verweigert zu haben. Er 
wurde deshalb zuletzt von einer anderen 
Kammer des selben Gerichts zu einer Frei- 
heitsstrafe von 10 Monaten verurteilt. Niels 
P beruft sich bei seiner Haltung u. A. auf die 
konkreten militärischen Planungen der 
Bundeswehr für den Kriegsfall. Dort ist 
nachzulesen, daß im Rahmen der zivil-mi- 
litärischen Gesamtverteidigung Zivil- 
dienstleistende für die Aufrechterhaltung 
der Kriegsfähigkeit eingeplant sind. Ihnen 
wird an dieser Stelle eine Bedeutung zuge- 
sprochen, die der direkt kämpfender Solda- 
ten nicht nachsteht. Dieser 

Inhalt des Zivildienstes widerspricht aber 
gerade dem Gedanken der Kriegsdienstver- 
weigerung, die sich ja gegen das Führen von 
Kriegen insgesamt wendet. Da er nie beab- 
sichtigt hat, die Wehrpflicht in welcher 
Form auch immer zu erfüllen, hat er von 
vornherein von jeder Zusammenarbeit mit 
der Bundeswehr z.B. im Rahmen der Mu- 


sterung abgeschen und schrieb auch keine 
Verweigerung des bloßen Waffendienst, wie 
sie zur Anerkennung als Zivildienstleisten- 
der vonnöten ist. 

Die Desertöre fordern, die Kriminalisie- 
rung von konsequenten Kriegsdienstver- 
weigerern aufzugeben. Sich Verbrechen wie 
Kriegen zu verweigern ist keine kriminelle 
Handlung, sondern Menschenrecht. 

Die Desertöre, Gruppe konsequenter Kriegs- 
dienstverweigerer Hamburg & Umland 
Nernstweg 32, 22765 HH, 
desertoere(@gmx.de 


Aachen und Umgebung 
Weitere 


VS-Aktivitäten 


Das Umfeld eines Besuchers von Bernhard 
Falk, einem Gefangenen, der zur Zeit we- 
gen angeblicher AlZ-Mitgliedschaft in Düs- 
seldorf vor Gericht steht, ist vom VS ausge- 
forscht worden. 

° Fin älterer Bekannter seiner Eltern ist 
von einem US-Mitarbeiter ausgeiragt wor- 
den. Dieser politisch unbedarfte Mann, der 
durch den Besuch sehr erschreckt wurde, 
hat wohl wahrscheinlich alle verlangten 
Auskünfte gegeben. 

e Weiterhin ist die Arbeitsstätte des Be- 
suchers, ein Laden, wahrscheinlich von zwei 
als Kunden getarnten VS-Mitarbeitern aus- 
spioniert und fotografiert worden. 

(Nach einem Bericht aus Aachen) 


Duisburg 
Demonstration gegen 
die Polizeirepression 


Seit Jahren sind Kulturvereine in Duisburg- 
Marxloh, in denen sich hier lebende Tür- 
kinnen und KurdInnen selbst organisiert 
haben, immer wieder das Ziel polizeilicher 
Durchsuchungen. Allein seit dem 9.Januar 
1997 gab es dort selbst nach offiziellen An- 
gaben ca. 30 Hausdurchsuchungen. Je nach 
Fall betraten 15 bis 30 Beamte die Räume, 
zum Teil schwer bewaffnet. Sogar Kinder 
und Jugendliche mußten sich bei einigen 
dieser Polizeiübergriffe an die Wand stellen 
und abtasten lassen. Durch die andauern- 
den Polizerübergriffe wird ein Klima stän- 
diger Finschüchterung geschaffen. Diese 
legalen kurdischen und türkischen Kultur- 
vereine organisieren kulturelle Veranstal- 
tungen und helfen Flüchtlingen bei ihren 
Anträgen. Zu ihrem Selbstverständnis 
gehört es weiterhin, für die politischen 
Rechte von Finwanderern in Deutschland 
und für eine Demokratisierung in der Tür- 
kei einzutreten. Die Polizei versucht dage- 
sen, diese Vereine immer wieder als krimi- 
nelle Organisationen darzustellen und be- 
handelt sie auch so. Dadurch soll in Wirk- 
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lichkeit die politische Arbeit der Vereine un- 
terdrückt werden. Seit einiger Zeit solidari- 
sieren sich unter anderem Menschen aus 
dem Kulturzentrum Fabrik e.V. mit den be- 
troffenen Vereinen. Die Fabrik ist ein ein- 
getragener Verein, der von antirassistisch 
und antifaschistisch arbeitenden Gruppen 
und Finzelpersonen getragen wird. 

Außer politischen Aktivitäten veranstal- 
ten Mitglieder der Fabrik z.B. regelmäßig 
Konzerte.Mitglieder der Fabrik arbeiten 
auch mit den türkischen und kurdischen 
Kulturvereinen zusammen. Außer gegen die 
beschriebene Polizeirepression haben wie- 
derholt deutsche Gruppierungen inner- wie 
außerhalb der Fabrik mit Immigrantinnen 
zusammengearbeitet, etwa bei Kampagnen 
wie der „Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantInnen“, „Kein 
Mensch ist illegal“ oder dem Kirchenasyl. 

Die Durchsuchungen der Fabrik und 
zweier türkischer Vereine am 24. September 
1998 sind vor diesem Hintergrund zu sehen. 
Die offizielle Begründung dafür sind staats- 
anwaltliche Ermittlungen gegen eine junge 
Immigrantin aufgrund eines Flugblattes, 
bloß weil in diesem die zahlreichen Poli- 
zejübergriffe als „nicht rechtlich“ bezeich- 
net wurden. Insgesamt sollen durch die po- 
lizeilichen Angr iffe die betroffenen Vereine 
in ihrer Arbeit behindert sowie Nachbarln- 
nen und BesucherInnen abgeschreckt wer- 
den. Die polizeilichen Einschüchterungs- 
versuche richten sich auch gezielt gegen die 
Zusammenarbeit deutscher Gruppen mit 
den Organisationen und Vereinen der Im- 
migrantinnen. 

Wir wehren uns gegen die Kriminalisie- 
rung dieser Vereine. Wir verteidigen unser 
Recht, ungehindert die Meinung zu äußern 
und uns frei politisch organisieren und 
betätigen zu können. Fin Angriff auf einen 
ist ein Angriff auf alle! 


Kommt deshalb zur Demonstration gegen die 
Polizeiübergriffe am 09.01.1999 
12.00 Uhr, Johannismarkt (Duisburg- 
Marxloh) 

ErstunterstützerInnen: Antifa Cafe der Uni Duis- 
burg, Antifa Duisburg, Antifaschistische Aktion 
LINK (Oberhausen), ARTHEPRAX (Archiv für au- 
tonome und antifaschistische Theorie und Praxis) 
M) in der AA/BO 


(Göttingen), Autonome Antifa Moers, Blockbuster 


Duisburg, Autonome Antifa ( 
- Jugend gegen Rassismus Mönchengladbach, 
DKP Duisburg, Gruppe Spartakus/Internationale 
Bolschewistische Tendenz, Infoladen Zündstoff 
Duisburg, Jugendantifa gegen den strom Duisburg, 
Jugend- id Kulturverein e.V. Duisburg, Kommu- 
nistische Plattform in der PDS/NRW, Konzert- 
gruppe Zebra Core77 Duisburg, KPD/ML, Kultur- 
haus Duisburg, Kulturzentrum Fabrik e. V, PDS KV 
Duisburg, PDS-NRW, ready. to. riot Duisburg, Ro- 
te Aktion Duisburg, Sahra Wagenknecht (PDS), 
Sozialistische Aktion/AKP, Ulla Jelpke (MdB in der 
PDS Bundestagsfraktion), Verein zur Förderung 
der kulturellen und sozialen Integration türkischer 
Landsleute e.V. Duisburg, 
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Untersuchungskommission Andrea Wolf 


Internationale Unabhängige Untersuchungs- 
kommission zur Aufklärung der Todesum- 
stände von Andrea Wolf und weiterer Kämp- 
ferinnen durch das türkische Militär in Kur- 
distan und zur Untersuchung der Behand- 
lung von Kriegsgefangenen und Kriegsver- 
brechen 


Koordinationsbüro München, c/o Rechtsan- 
wältin Angelika Lex, Landwehrstraße 55, 
80336 München. Tel: 089/54404434. Fax: 
089/54404436 


Münchner 


Aufruf 


Der Initiativkreis der Freundinnen und Ge- 
nossInnen von Andrea Wolf ruft zur Unter- 
stützung einer Internationalen unabhängigen 
Untersuchungskommission auf. 


Augenzeugen berichten, daß am 22.10.1998 
Andrea Wolf, deutsche Internationalistin in 
der YAJK, der Frauenarmee des freien Frau- 
enverbandes innerhalb der Kurdischen Ar- 
beiterpartei PKK bei Keles/Kurdistan 
während eines Angriffs der türkischen Ar- 
mee gefangengenommen wurde. Nach ei- 
nem Verhör wurde sie als unbewaffnete Ge- 
fangene erschossen, weil sie sich weigerte, 
mit dem türkischen Militär zu kooperieren. 
Wie die Augenzeugen berichten, wurden 
außer Andrea Wolf mindestens acht weite- 
re kurdische Guerillas, deren Namen uns 
noch nicht bekannt sind, kaltblütig hinge- 
richtet. 

Die Eirschießung von wehrlosen Gefange- 
nen erfüllt nach geltendem, internationa- 
lem Recht den Tatbestand des Mordes. Die 
Tötung bereits entwaffneter und kampfun- 
fähiger Gefangener ist ein cklatanter Ver- 
stoß gegen alle Kriterien des internationa- 
len Völkerrechts. Die Miß-handlung und 
Tötung gefangener Kombattant/innen ist 
ausdrücklich durch für alle Staaten gelten- 
des, internationales Recht verboten. Das 
wurde in der Haager Landkriegsordnung 
ebenso festgelegt wie in den Zusatzproto- 


kollen der Genfer Konvention von 1977, die. 


sowohl für zwischenstaatliche wie inner- 
staatliche Konflikte gelten. 

Die Ermordung von Andrea Wolf und der 
anderen, noch unbekannten Kriegsgefange- 
nen ist offensichtlich kein Einzelfall. Es gibt 
zahlreiche Berichte und Hinweise auf sy- 
stematische Verstöße der türkischen Armee 
gegen das internationale Völkerrecht im 
Krieg gegen Kurdistan. Während von kur- 
discher Seite die Genfer Konvention 1995 
unterzeichnet wurde und eingehalten wird, 


verweigert die Türkei bis heute ihre Unter- 
schrift. 

Das Ergebnis ist ein schmutziger Krieg in 
Kurdistan, den das türkische Militär gegen 
die Zivilbevölkerung und, unter Verletzung 
internationalen Kriegs- oder Völkerrechts, 
auch gegen die Guerilla führt: Seit 1984 gibt 
es eine massenhafte Vertreibung der kurdi- 
schen Bevölkerung und über 3000 zerstörte 
Dörfer. Menschenrechtler/innen ver- 
schwinden“, im staatlichen Auftrag wird auf 
JournalistInnen geschossen und Schriftstel- 
ler/innen werden inhaftiert, gefoltert oder 
ermordet, weil sie über die Existenz von 
Kurdistan sprechen und von der blutigen 
Realität des türkischen Krieges gegen Kurd- 
innen und Kurden berichten. 

Der türkische Staat betreibt diesen Krieg, 
die Bundesrepublik Deutschland unter- 
stützt ihn: Mit Militärhilfe, Ausbildung von 
Spezialeinheiten, enger geheimdienstlicher 
und diplomatischer Z usammenarbeit. In 
der Bundesrepublik Deutschland wurde die 
freie politische Betätigung von Kurdinnen 
und Kurden aufgehoben („PKK-Verbot“, 
Schließung kurdischer Organisationen und 
Vereine) und türkische und kurdische Regi- 
megegner/innen werden in die Türkeı ab- 
geschoben. 

Nachdem der Tod von Andrea Wolf und 
die Umstände bekannt wurden, reagierte 
die türkische Regierung auf die offizielle 
Anfrage der Bundesregierung, indem sie 
den Vorfall abstritt. Diese bisherigen Reak- 
tionen machen deutlich: Wie unzählige 
Male vorher soll eine Aufklärung und Ver- 
urteilung der Täter nicht stattfinden. 

Deshalb unterstützen wir die Internatio- 
nale Unabhängige Untersuchungskommis- 
sion. 

Gemeinsam mit Lilo Wolf, der Mutter 
von Andrea, wollen wir eine unabhängige 
Untersuchung: 

Sie soll aufklären, was am 22.10.1998 in 
Keles/Kurdistan genau geschehen ist und 
die Umstände des 'lodes von Andrea Wolf 
und mindestens acht weiterer Kämpferin- 
nen recherchieren. Sie soll die Öffentlich- 
keit darüber unterrichten, welche völker- 
rechtlichen, strafrechtlichen und politi- 
schen Konsequenzen aus dem Untersu- 
chungsergebnissen zu ziehen sind. 

Von zentraler Bedeutung bei dieser Un- 
tersuchung ist: Die Ermordung von An-drea 
Wolf ist kein Einzelfall. Das Massaker vom 
22.10.1998 steht in einer langen Reihe von 
Kriegsverbrechen. Die Statistiken der inter- 
national renommierten IHD-Menschen- 
rechtsvereine lügen nicht. Immer wieder be- 
schen türkische Militäreinheiten im Krieg 
gegen die kurdische Guerilla Greueltaten: 
Gefangene werden auf entsetzliche Weise 
mißhandelt gefoltert, Frauen vergewaltigt. 
Die Arbeit der Kommission ist insofern von 
grundsätzlicher Bedeutung. Ihre zentrale 
Aufgabe wird es sein, die Systematik der 
Mißhandlung und Hinrichtung von Kriegs- 
gefangenen zu klären 

Die Aufklärungsarbeit der Untersu- 
chungskommission soll eine öffentliche 


Verurteilung des türkischen Staates unter- 
stützen. Der türkische Staat muß gezwun- 
sen werden, die Genfer Konvention zu un- 
terschreiben, anzuerkennen und einzuhal- 
ten. Die Verantwortlichen für Miß-hand- 
lung, Folter und Ermordung müssen zur Re- 
chenschaft gezogen werden, der türkische 
Staat wegen seiner ständigen Verstöße ge- 
gen das Völkerrecht und seiner Kriegsver- 
brechen international geächtet werden. 

Zudem fordern wir die sofortige Finstel- 
lung der deutschen Militärhilfe an den tür- 
kischen Staat den Stop der Ausbildung tür- 
kischer Spezialeinheiten und die Untersu- 
chung, Verurteilung und Finstellung der 
Zusammenarbeit deutscher und türkischer 
Geheimdienste. 

Die Kommission soll mit ihrer Arbeit und 
ihren Initiativen dazu beitragen, die Fin- 
haltung der Genfer Konvention und des in- 
ternationalen Völkerrechts durchzusetzen, 
sowie eine lückenlose Aufklärung und Be- 
strafung von Kriegsverbrechen zu ermögli- 
chen. 

Menschenrechte sind kein Privileg der 
Mächtigen, Menschenrechte sind unteil- 
bar: Ob für ZivilistInnen, JoumalistInnen, 
Gewerkschafter/innen, Politiker/innen, Sol- 
daten oder Guerilla-Kämpfer/innen. 


Auch deshalb sind wir der Überzeugung, 
daß die Aufklärung der Kriegsverbrechen in 
Kurdistan, deren internationale Verurtei- 
lung und Beendigung zu einer politischen 
Lösung des Krieges in Kurdistan beitragen 
kann, die die Rechte und Interessen des kur- 
dischen Volkes wahrt. 

München, Marburg und Frankfurt, 

den 22. November 1998 


Angriff auf politische 
Gefangene 


Die Spannung im Sakarya-Gefängnis, die da- 
mit begann, daß unter dem Vorwand der ‚Ver- 
legung, der sozialen Gefangenen“ Soldaten 
ins Gefängnis gelassen wurden, die sich dann 
auf die Zellen der politischen Gefangenen 
richteten, dauert an. Nach einem Streit, der 
durch Versuch der Soldaten ausgelöst wurde, 
in die Zellen der politischen Gefangenen ein- 
zudringen, errichteten diese Barrikaden vor 
ihren Zellen, wie sie sich in ihrem Leben be- 
droht sahen. Der Staatsanwalt, der nach der 
Errichtung der Barrikaden mit den politi- 
schen Gefangenen sprach, erklärte in Fort- 
setzung der Provokationen: „Nur so viel, es ist 
so gekommen, weil die Soldaten ein wenig 
wütend auf euch waren.“ 

Die Gendarmerie, die man ins Gefängnis 
gelassen hat, befindet sich noch immer dort. 
Gestern, am Besuchstag der Familien der 
DHKP/C-Gefangenen, wurden die An- 
gehörigen mit Gewalt aus dem Gefängnis ge- 
bracht und draußen von Zivilfaschisten ver- 
prügelt. Die körperlichen Angriffe setzten 
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Am Montag, den 9. November, wurde 
Mohamad Rafah n’rat im Alter von 70 
Jahren freigelassen, nachdem er 23 
Jahre im Gefängnis verbracht hatte. 
Die Unterstützungsgruppe für die 
palästinensischen Gefangenen Ad- 
dameer möchte allen palästinensi- 
schen Menschenrechtsorganisatio- 
nen, die sich an der Kampagne für 
die F reilassung Mohamads beteiligt 
haben, sowie der internationalen 
Unterstützung aus der BRD, Italien, 
Belgien, den USA und anderen Län- 
dern ihre aufrichtige Dankbarkeit er- 
; klären. 
Addameer beabsichtigt, die Arbeit 
auf rechtlicher Ebene für die Gefan- 
; genen fortzusetzen und gegen die 
„Moabad-Praxis“ zu kämpfen, d.h. 
die unbestimmte Dauer der lebens- 
länglichen Haftstrafen. Addameer 
arbeitet daran und bereitet schon die 
Fälle vor von Khalid Al-Raie, seit 25 
Jahren im Gefängnis Nafha, und # 
Ahmad Jbara, seit 22 Jahren in Sh- © 
kelon. 
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sich unter Beteiligung der Polizei auf dem 
Busbahnhof fort. Aus diesem Grund mußten 
acht Angehörige im staatlichen Krankenhaus 
von Sakarya behandelt werden. 

Infolge der durch die Verwaltung des Sa- 
karya-Gefängnisses erzeugten Spannung 
werden in den Gefängnissen Bayrampasa, 
Ümraniye und Bursa Aktionen wie die Ver- 
weigerung der Zählung und Besetzung des 
Korridors durchgeführt. Im Bayrampasa-Ge- 
fängnis hat die Verwaltung am heutigen Be- 
suchstag ein Besuchsverbot für den C-Block 
angeordnet, und zwar unter dem Vorwand, 
daß „die Zählung verweigert wird“. Die Bar- 
rikaden im Sakarya-Gefängnis werden fort- 
gesetzt. Rechtsbüro des Volkes, 15.12. 


Tschechische Republik 


Wieder Antifaschist 
kriminalisiert! 
Am 27.11.98 wurden zwei bekannte Prager 
Anarchisten und Antifaschisten von einer 
Neonazigruppe überfallen. In Notwehr zog 
Michal Patera eine Waffen und schoß auf ei- 
nen Angreifer. Die Nazis konnte er damit in 
die Flucht schlagen. Doch seitdem sitzt er in 


Untersuchungshaft. Dem 1976 geborenen 
Patera droht eine Anklage wegen politisch 
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Mohamad Rafah nai ist frei 


Noch einmal Dank an alle, die zur Freilassung von Mohamad Rafah n’rat beigetra- 
gen haben, wir freuen uns, mit euch wieder zusammenzuarbeiten. 
: Addameer Prisoner’s Support Association 
Ramallab/Al Esra? Commercial center Al- 
lrsal Street 
Tel: 02 


Ke 
aa nAn SpLIDN IED Dn Np nnn Nnnn Sa OEE 


Saareen ene rero oneee reroror 


reent 


ie SUNN 


-2960446, Fax: 02-29600447 


motivierten versuchten Mordversuchs, dic 
mit einer Höchststrafe von 25 Jahren Ge- 
fängnis geahndet werden kann. Seit März 
1997 sitzt Vaclav Jez wegen der gleichen An- 
schuldigung in Untersuchungshaft. Auch er 
wehrte sich mit der Waffe gegen einen fa- 
schistischen Überfall. Wie Jez gehörte auch 
Patera zu den aktiven Antifaschisten Prags. 
Er war in den letzten Monaten aktiv an einer 
Vernetzung der osteuropäischen anarchisti- 
schen Bewegungbeteiligt und hat deren Zeit- 
schrift „Stimme der direkten Aktion“ her- 
ausgegeben. Die tschechischen Antifaschi- 
sten verweisen darauf, daß in den letzten Mo- 
naten die offen faschistischen Organisatio- 
nen an Stärke zugenommen haben und auch 
im Polizeiapparat Sympathisanten haben. 
Zur zeit wird dringend Geld für die Verteidi- 
gung von Jez und Patera gesammelt. Die Un- 
terstützerInnen erhoffen internationale Soli- 
darität und rufen auf, Protestbriefe mit der 
Forderung nach Freilassung von Michal Pa- 
tera und Rücknahme der Anklage an die 
tschechischen Botschaften zu schicken. 
Pateras Adresse in Polizeigewahrsam lautet: 
Michal Patera, PO BOX 5, 14057 Praha 4 
Ischechische Republik 
Email-Adresse der Kampagne zur Verteidi- 
gung von Michal Patera: 
sam20uj@axpsu.fp.slu.cz 
Peter Nowak 


© 
13 


Zur Situation der baskischen politischen Gefangenen nach dem Waffenstillstand ETAs 


80.000 in den Straßen Bilbaos für die 
Rechte der politischen Gefangenen 


Am 28. November 1998 erlebte Bilbao wohl 
eine der größten eo, seiner 
Geschichte. Rund 80.000 Menschen folgten 
dem Aufruf Senideaks, der Organisation der 
Angehörigen der politischen Gefangenen 
aus ETA, und forderten die Zusammenle- 
gung des baskischen Gefangenenkollektivs 
in Gefängnisse im Baskenland. Und zwar bis 
Weihnachten. Weitere Kernforderungen 
waren die Freilassung aller Gefangenen, die 
drei Viertel ihrer Haftstrafe verbüßt haben 
(eine im spanischen Rechtssystem allge- 
mein übliche Regelung) und das Recht auf 
sanktionslose Rückkehr für die rund 2.000 
baskischen Flüchtlinge, die in den letzten 
20 Jahren das Land aus Angst vor Repressa- 
lien verlassen haben. 

Unterstützt wurde die Demonstration 
von über 60 baskischen Organisationen aus 
allen gesellschaftlichen Bereichen, unter ih- 
nen die Gefangenenhilfsorganisation Ge- 
storas pro Amnistia, das von Herri Batasu- 
na angeführte linksradikal-nationalistische 
Wahlbündnis Euskal Herritarrok (EH) und 
die baskischen Gewerkschaften ELA und 
LAB. Als Organisationen, die im gesamten 
spanischen Staat tätig sind, wurde von sel- 
ten der Vereinigten Linken (izquierda 
unida) und der Jugendorganisation der Ge- 
werkschaft CC.OO. zur Demonstration 
aufgerufen. Die bürgerlich- konservative 
PNV, die stärkste Partei im Baskenland, un- 
terstützte die Ziele der Demonstration und 
stellte ihren Mitgliedern frei, an ihr teilzu- 
nehmen, konnte sich aber nicht zu einem 
direkten Aufruf durchringen. 

Angeführt wurde die Demonstration von 
den Angehörigen, die die Fotos der 545 po- 
litischen Gefangenen vor sich her trugen. 
Ihnen folgten die Angehörigen und Freun d- 
Innen de Flüchtlinge, die selbige mit rund 
2.000 Schildern repräsentierten. Dahinter 
eine unüberschaubare Menschenmenge 
mit baskischen Fahnen und Fahnen Irlands 
(das bei vielen als Vorbild im Kriedenspro- 
ch wahrgenommen wird), Cubas und der 
kurdischen ERNK, die etwa drei Stunden 
im Regen durch die Hauptstraßen Bilbaos 
208. 


Hauptforderung: Das 
Ende der „Dispersion“ 


Die Politik der Zerstreuung (Dispersion) 
der baskischen politischen Gefangenen auf 
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viele verschiedene Gefängnisse, die über 
den gesamten spanischen Staat verteilt sind 
und die weiterhin ständig neue Verlegungeu 
beinhaltet, begann Ende der 80er Jahre und 
wurde von vielen im Baskenland als Kollek- 
tivstrafe vor allem auch gegen die An- 
gehörigen der Gefangenen verstanden. Die- 


se von den damals noch regierenden Sozi- 
aldemokraten (PSÖ) initiierte Politik wur- 
de aber auch wesentlich von der baskischen 
PNV mitgetragen und unterstützt. 

Auch heute befinden sich von den 545 po- 
litischen Gefangenen nur 63 in Gefängnis- 
sen im Baskenland. 408 sind auf den ge- 
samten spanischen Staat verteilt und zum 
Teil mehr als tausend Kilometer von ihren 
Familien entfernt (davon 21 auf den Kana- 
rischen Inseln, den Balearen und den spa- 
nischen Kolonien Ceuta und Melilla in Nor- 
dafrika). 72 Gefangene befinden sich in ver- 
schiedenen Gefängnissen im französischen 
Staat. Mit der „Dispersion“ verstößt die spa- 
nische Regierung gegen ihre eigene Recht- 
sprechung, die allen Gefangenen ein Recht 
auf Unterbringung in der Nähe des Famili- 
enwohnortes zubilligt. 

Nimmt man das gültige spanische Recht 
zum Maßstab, so hätten weiterhin bereits 
über 100 Gefangene nach der 3/4-Regel 
(s.o.) freigelassen werden müssen, ebenso 
wie die 52 Gefangenen, die seit mehr als 16 
Jahren im Gefängnis sind (obwohl das spa- 
nische Recht als Höchststrafe 15 Jahre an- 
sieht) und die Gefangenen, die aufgrund 
von Krankheit als haftunfähig betrachtet 
werden. 


In Bilbao wurde also zunächst nichts an- 
deres als die Finhaltung gültigen Rechts ge- 
fordert (was auch der PNV eine halbherzi- 
ge Unterstützung der Demonstration er- 
möglichte), wenn auch in den Sprech- 
chören der Ruf „Presoak kalera - Amnistia 
osoa“ (die Gefangenen auf die Straße - Frei- 


heit für alle) dominierte. 


Von Lizarra zum Waffenstillstand 


und weiter 


Die aktuelle Mobilisierung in der baski- 
schen Gesellschaft zu den Gefangenen ist 
nur vor dem Hintergrund der politischen 
Geschehnisse der letzten Monate versteh- 
bar. Am 12. September 1998 unterzeichne- 

ten 23 baskische Organisationen in dem 
Dorf Lizarra eine gemeinsame Erklärung, in 
der sie-nach dem Muster Nordirlands- Frie- 
densverhandlungen fordern. Unterden be- 
finden sich alle baskischen Parlamentspar- 
teien (PNV, EH, EA) und Gewerkschaften, 

kirchliche und soziale Organisationen, so- 
wie Frauen-, Menschenrechts- und Frie- 
densorganisationen. Als einzige spanische 
Organisation ist die Vereinte Linke (Orga- 
nisationsbündnis mit u.a. der PCE, Kom- 
munistische Partei Spaniens) vertreten. 
Kernpunkt der Erklärung Lizarras ist die 
Forderung nach Anerkennung des Baski- 
schen Konflikts als historischen Konflikt mit 
politischen Ursachen, dessen Lösung dem- 
entsprechend nur politischer (und nicht re- 
pressiver) Natur sein kann. Weiterhin wird 
der Grundsatz bekräftigt, dass ausschließ- 


lich das baskische Volk die Autorität hat, 
nach einem demokratischen Diskussions- 
prozeß über seine Zukunft zu entscheiden, 
und das diese Entscheidung sowohl von der 
spanischen, als auch von der französischen 
Regierung akzeptiert werden muss. 

Vier lage später, am 16. September 1998, 
erklärte FTA einen sofortigen und unbefri- 
steten Waffenstillstand, und schufdamit ei- 
ne der Voraussetzungen für den Diskus- 
sionsprozeb über die Zukunft der baski- 
schen Gesellschaft. 

Die mit der Erklärung von Lizarra ver- 
bundene Aufbruchsstimmung spiegelt sich 
in den Ergebnissen der baskischen Regio- 
nalwahlen am 25. Oktober 1998 wider. 61% 
wählten Parteien, die die Erklärung unter- 
zeichnet hatten, und das linksradikal-natio- 
nalistische Wahlbündnis Fuskal Herritar- 
rok (EH) erziehlte mit 17,9% sein historisch 
bestes Wahlergebnis. Nach dem Scheitern 
der Koalitionsverhandlungen zwischen 
PNV und PSO wird es aller Voraussicht nach 
zur Bildung einer Minderheitsregierung von 
PNV und EA (baskische, sozialdemokra- 
tisch orientierte Partei) kommen, die von 
EH unter bestimmten Voraussetzungen to- 
leriert werden wird. Die indirekte Regie- 
rungsbeteiligung der „Terroristen“ und da- 
mit der Bruch der Vereinbarungen zur Iso- 
lierung von Herri Batasuna, sorgte unter den 
großen spanischen Parteien PP und PSO für 
große Empörung und wird als ein ‚Verrat an 
der Demokratie“ betrachtet. Doch gerade 
sie kann als Ergebnis Lizarras und des Waf- 
fenstillstands und damit als ein möglicher 
Beginn des Diskussionsprozesses gewertet 
werden, der das alte Koordinatensystem der 
baskischen Gesellschaft „Demokraten“ ver- 
sus „lerroristen“ hinter sich lässt. 


Die Gefangenen sind kein 
Verhandlungsgegenstand 


Nach der Gefangenenhiltsorganisation Ge- 
storas pro Amnistia sind die Voraussetzun- 
gen für diesen freien Diskussionsprozeß der 
Rückzug aller Kräfte der Guardia Civil und 
des spanischen Militärs aus dem Basken- 
land, sowie die Beteiligung aller gesell- 
schaftlichen Sektoren, also auch der politi- 
schen Gefangenen und der Flüchtlinge. Die 
Einhaltung bzw. Wiederherstellung der un- 
mittelbaren Rechte der Gefangenen, also 
die Zusammenlegung in baskische Gefäng- 
nisse und damit ein Ende der „Dispersion“ 
und die Freilassung aller, die 3/4 der Strafe 
abgesessen haben, sind ebensowenig Ver- 
handlungsgegenstand wie eine nötige Per- 
spektive für die Freilassung aller. Im Ge- 
genteil, so betont Gestoras, sie sind unab- 
dingbare Vorbedingung für den Erfolg des 
Iriedensprozesses und gehen den eigentli- 
chen Verhandlungen voraus. 


Unbeweglichkeit der spanischen 
Regierung 


Die konservative spanische Zentralregie- 
rung der Partido Popular (PP) zeigt sich bis- 


herim wesentlichen unbeeindruckt von den 
Veränderungen in der politischen Land- 
schaft Euskadis (und wird darin von der Op- 
positionspartei PSO unterstützt). Die Dau- 
erhaftigkeit des Waffenstillstandes müsse 
sich erst noch beweisen und wirkliche Lö- 
sungen (allerdings nur solche, die sich auf 
dem Boden der spanischen Verfassung und 
der existierenden Autonomiestatute bewe- 
gen), könnten erst nach Abgabe der Waffen 
durch ETA erarbeitet werden. Allerdings hat 
die PP die Forderung nach Abgabe der Waf- 
fen als Vorbedingung für den Beginn von 
Verhandlungen fallen gelassen. 

In bezug auf die Gefangenen zeigt sich die 
PP unnachgiebig und will bis Weihnachten 
maximal zwischen fünf bis zehn Gefange- 
ne ins Baskenland verlegen. Für besondere 
Empörung auf Seiten großer Teile der bas- 
kischen Gesellschaft sorgte der Fall des 
EIA-Gefangenen Asiers Eitxebarrias. Nach- 
dem dieser aufgrund der Dispersion seinen 
kranken Vater und seine Familie die letzten 
drei Jahre nicht sehen konnte, wurde er nun 
in Handschellen und begleitet von ver- 
mummten und mit Maschinengewehren 
bewaffneten Polizisten einer Anti-Terror- 
Einheit an das Sterbebett seines Vaters ge- 
führt. Unter gleichen Bedingungen mußte 
er an der Beerdigung teilnehmen. „Die ein- 
zigen, die hier einen Waffenstillstand er- 
klärt haben, sind die der ETA“, ist die Re- 
aktion vieler auf die starre Politik der Re- 
gierung. 


Erneuter Hungerstreik 
der Gefangenen 


Die Antwort der Gefangenen auf die Un- 
beweglichkeit der spanischen Regierung 
sind erneute Aktionen in den Gefängnissen. 
Seit dem 10. Dezember befinden sich 129 
Gefangene in 16 spanischen und französi- 
schen Gefängnissen in einem rotativen 
Hungerstreik und weigern sich, ihre Zellen 
zu verlassen. Auch ihre Forderungen sind 
zunächst die Zusammenlegung in baski- 
sche Gefängnisse und die Freilassung der 
„3/4-Gefangenen“. Abhängig von der politi- 
schen Entwicklung ist eine Ausweitung des 
Hungerstreiks auf das gesamte Gefange- 
nenkollektiv geplant. 

Auch auf der Straße wird der Druck auf 
die spanische Regierung in Form von tägli- 
chen Kundgebungen vor den Wohnhäusern 
von PP-Parlamentsabgeordneten und vielen 
dezentralen Demonstrationen erhöht. Wer- 
den die Gefangenen bis Weihnachten nicht 
verlegt - was mehr als wahrscheinlich ist -, 
wird für Januar eine Demonstration für die 
Rechte der politischen Gefangenen unter 
Kinschluß aller baskischer Parlamentspar- 
teien (also auch der PNV) und der außer- 
parlamentarischen Organisationen geplant, 
deren leilnehmerInnenzahl die 80.000 vom 
28. November noch übertreffen dürfte. Um 
auch den Druck auf die französische Regie- 
rung zu verstärken, haben die Gefangenen- 
und Angehörigenorganisationen am 16. Ja- 
nuar 1999 zu einer großen Demonstration 


in Paris aufgerufen. 

Unterm Strich wird deutlich: Wenn in die 
Gefangenenfrage keine Bewegung kommt - 
was auch eine Perspektive auf Freiheit 
einschließt -, kann der viel beschworene 
Hriedensprozeß bereits im Ansatz als ge- 
scheitert betrachtet werden. Dafür kann 
dann vorbehaltlos die spanische PP-Regie- 
rung verantwortlich gemacht werden. 


Bilbao, 15. Dezember 1998 - (mas/Aktiven- 
gruppe der OG HH) 
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Peru 


Ein Brief von Gefangenen 


Die politischen Gefangenen, die mit dem Vor- 
wurfder Mitgliedschaft in der Revolutionären 
Bewegung Tüpac Amaru im Gefängnis EPRE 
Miguel Castro Castro, Abteilung 3-A, 4. 
Stock, einsitzen 


An den Herrn Ombudsmann Jorge Santiste- 
ban de Noriega 

lan den können sich in Peru u.a. Gefangene 
wenden, wenn sie ihre Rechte verletzt sehen 
- das bringt aber in der Regel auch nichts, 


Anm. d. [here] 


In Anbetracht der hilfreichen Aufmerksam- 
keit, die die von Ihnen geleitete Behörde uns 
in frühe eren Angelegenheiten gewidmet hat, 
sehen wir uns eh einmal vor der dringen- 
den Notwendigkeit, uns an Sie zu wenden. 
Hiermit reichen wir Beschwerde ein und er- 
suchen Sie darum einzugreifen, damit gesi- 
chert ist, dab unsere Rechte gebührend re- 
spektiert werden. 

l. Unsere Angehörigen werden systema- 
tisch bedrängt und belästigt. Es wird ihnen 
erschwert oder verweigert, Lebensmittel, 
die für uns lebensnotwendig sind und die 
sie uns mit größter Mühe bringen, in das Ge- 
fängnis mitzunehmen. Dazu kommt die 
unrechtmäßige Festhaltung unserer Post - 
oft kommt sie nie an, obwohl wir alle vor- 
geschenen Behördenwege beschreiten, um 
die Post zu bekommen. Dazu kommen die 
Drohungen gegen unsere Familien, falls sie 
wieder Post bringen sollten, werden man sie 
„zur Dincote [peruanische Antiterrorpoli- 
zei] rufen“. Es werden so die von der Ver- 
fassung anerkannten Rechte verletzt, Rech- 
te, die weder durch das Antiterrorgesetz 
25475 noch durch die neue Regelung DS 
00597JUS eingeschränkt werden. 

2. Die Bedrohungen und Quälereien der 
Gefangenen werden immer schlimmer. 
Nachdem uns die internationalen Men- 
schenrechtsorganisationen besucht haben, 
haben sich folgende Vorfälle ereignet: 

° Am 14. November diesen Jahres über- 
gab die Polizei dem Gefangenen Jorge 
Huamán Cucchi ein angeblich von der Fa- 
milie geschicktes Lebensmittelpaket. Als 
dieses Paket vom Abteilungsverantwortli- 
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chen und dem erwähnten Häftling geöffnet 
wurde, stellten sie fest, daß es! Müll enthielt: 
Fssensabfälle, leere Dosen und Steine. Wir 
haben überprüft, daß die Angehörigen des 
inhaftierten Huamán Cucchi keinerlei Pa- 
ket an ihn geschickt hatten. Bis jetzt hat die 
Behörde noch keine Erklärung für das Auf- 
tauchen dieses Pakets abgegeben. Dieser 
Vorfall war erniedrigend und beleidigend. 

e Des weiteren geben wir bekannt, daß am 
Mittwoch, den 18.11.98, der Gefangene 
Edilberto Diaz Maima gegen 17.30 Uhr von 
den Dienstleistenden aufgefordert wurde, 
sie nach außerhalb der Abteilung zu beglei- 
ten, ohne daß ihm erklärt worden wäre, war- 
um und wohin. Nachdem er mehrere Stun- 
den fortgeblieben war, versuchte der Dele- 
gierte des Stockwerks herauszufinden, wo 
der Genosse sei. Der Leiter der Abteilung 
beschränkte sich darauf zu sagen, „anschei- 
nend“ sei Diaz Maima ins „Loch“* gesteckt 
worden, und „weder der diensthabende Ma- 
jor noch der Hauptmann geben dazu Er- 
klärungen ab“. Diese 'latsachen riefen be- 
rechtigte Sorge und Empörung bei den an- 
deren Gefangenen hervor, die am nächsten 
lag protestierten, um die Rückkehr von 
Diaz Maima zu fordern, da er chronische 
Bronchitis hat. Das ist bis heute nicht pas- 
siert, und es verbreitet sich eine Atmosphä- 
re der Spannung zwischen den Verantwort- 
lichen und den Gefangenen. 

3. Wir betrachten diese Fakten nicht als 
isolierte Geschehnisse, da sie alle innerhalb 
eines kurzen Zeitraumes stattfanden und 
einhergehen mit entsprechenden Drohun- 
gen und „Gerüchten“ über die Verlegung je- 
ner Gefangenen, die mit einem MRIA-Vor- 
wurf einsitzen - dies alles, obwohl wir von 
den zuständigen Stellen verlangen, daß der 
Gefängnisdirektor Bernardo Pineda uns 
empfängt und daß er ein Gespräch mit un- 
seren Delegierten führt, damit wir in einer 
formellen Form alle unsere Besorgnisse und 
Bedürfnisse offenlegen können. Dieses 
Treffen findet aber nicht statt. 

Im Namen der Rechte, die uns zustehen, 
wünschen wir, daß die diskriminierende und 
repressive Behandlung der Gefangenen, die 
als MRIA-Mitglied gelten, definitiv been- 
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det wird. Wir sagen noch einmal, daß diese 
Behandlung sich durchgesetzt hat seit dem 
bedauerlichen Ausgang ‚der Vorgänge in der 
japanischen Botschaftsr esidenz. 
Ohne weitere Punkte und in Anerken- 

nung Ihrer wertvollen Aufgabe bei der Ver- 

teidigung der Rechte des Volkes erhoffen wir 
eine positive Aufnahme unserer Forderun- 
sen. 
Lima, 21. November 1998 


* Anmerkung: Das „Loch“ ist eine ein mal 
ein Meter große Strafzelle, in der Mensch 
sich - der Kleinheit des Raumes wegen - mei- 
stens stehend aufhalten muß! 
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